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Brüſſel, 9. Juli. (TU.) Die belgiſche Regierung hat
der franzöſiſchen auf Anfrage wegen der Urteile im Leipziger
Kriegsbeſchuldigtenprozeß geantwortet, daß ſie ſich mit dem
franzöſiſchen Vorſchlag einverſtanden erkläre, die Miſſion ſo-
fort aus Leipzig abzuberufen. Jn der nächſten Sitzung des
Oberſten Rats ſoll über die Haltung der Alliierten zu den
Urteilen in den Leipziger Prozeſſen Beſchluß gefaßt werden.

Berlin, 10. Juli. (TU.) Laut Berliner Tageblatt“
fand geſtern unter dem Vorſitz des Reichskanzlers eine
Sitzung des Reichskabinetts ſtatt, in der auch die durch die
Abberufung der franzöſiſchen Vertreter bei den Reichs
gerichtsverhandlungen geſchaffene Lage erörtert wurde. Be
ſchlüſſe konnten nicht gefaßt werden, da eine amtliche Noti-
fizierung der franzöſiſchen Abberufungsorder bisher nicht
eingegangen iſt.

Zu den Urteilen des Reichsgerichts mag man ſtehen wie
man will, die Abberufung der franzöſiſchen und belgiſchen
Gerichtsperſonen und Zeugen aus Leipzig wird man deshalb
doch nicht klug finden können. Wenn man in Paris und in
Brüſſel annimmt, daß die Leipziger Richter zugunſten
der Angeklagten voreingenommen ſind und da
wahrſcheinlich in dem gleichen Maße, in dem

gegen nmen wären
die von aus ländiſcher gegen die deutſ gerhoben wurden, volle u en Das
möglich, ſolange das Beweisverfahrenungeſtört
vor W en konnte, jedermann könnte aus dem
Gang der entnehmen, was ihm als Wahr
heit erſchien, wenn auch das Gericht in ſeinen Urteilen zu
ganz anderen Auffaſſungen Nachdem die franzö-
ſiſchen Zeugen von er Regierung aufgefordert worden
ſind, ig zu verlaſſen, und ſie dieſer Aufforderung Folge
leiſteten, das, was ſich weiter in Leipzig abſpielen wird,
wirklich nichts anderes als eine omödie ſein.
Man wird in der Hauptſache nur noch Entlaſtungszeugen
hören, aber nicht Belaſtungszeugen. Denjenigen in Deutſch
land, denen es darauf ankommt, wird es dann ein leichtes
ſein, zu behaupten, das Beweisverfahren habe alle franzö
ſiſchen und belgiſchen Beſchuldigten als eitlen Schwindel er-
wieſen.

Welches Jntereſſe Frankreich daran hatte, dem Leip
ziger ren eine Richtung zu geben, iſt nicht ohne
weiteres lich. ber von außen her gewinnt es den
Anſchein, als ob ſich der ſonſt ſehr geſchickte Herr Briand von
einer fremden Hand als Schachſtein hätte gebrauchen laſſen.
Der erſte Schritt iſt die Zurückziehung der franzöſiſ
richtsperſonen und Zeugen aus Leipzig, der zweite ſoll ſein
das Ver bleibender franzöſiſchen Truppen in
Ruhrort, Duisburg und Düſſeldorf.

„Petit Pariſien“ behauptet, daß ein gemeinſamer eng
liſch-franzöſiſchbelgiſcher Schritt in Berlin erfolgen wird,
zum gegen die höhniſ t Art zu proteſtieren, in der die
deutſche Regierung ihre Verſprechen der Kriegs-
beſchuldigten ausführt“. Sollte wirklich ein ſolcher Proteſt
erfolgen, ſo ſtünde die Antwort der deutſchen Regierung jetzt
ſchon feſt. Sie würde dahin lauten, daß die Gerichte in
Deutſchland von der Regierung unabhängig ſind, und daß
dieſer jede Möglichkeit fehle, ſich in die Rechtſprechu nung einzumiſchen. Als Beweis für dieſe Tat-
ſachen könnte ſie einen Fall anführen, der ſich erſt in aller
neueſter Zeit zugetragen hat, nämlich wie das Reichsgericht
den Reichsjuſtizminiſter mit ſeinem Antrag, die Verhaftung
des Kappminiſters v. Jagow zu verfügen, abblitzen ließ.
Das Verhältnis zwiſchen Regierung und Juſtiz iſt ja ein
ſehr weitläufiges Kapitel, und wir deutſchen Sozialdemo-
kraten ſind die allerletzten, zu behaupten, daß die deutſchen
Gerichte von ihrer Unabhängigkeit immer den rich
tigen Gebrauch machten, aber die Unabhängigkeit iſt
nun einmal Tatſache, und daß dieſe Trennung zwiſchen
Rechtſprechung und politiſcher Leitung den Grundſätzen einer
geſunden Staatsordnung entſpricht, können die Franzoſen
bei ihrem Montesquieu nachleſen.

ine Juſtiz zu beſitzen, die ohne Anſehen der Perſon,
ohne Landes, Raſſen, Klaſſen- und Parteiunterſchiede zu
kennen, klares und einfaches Recht pri t, iſt unſer, der
Sozialdemokraten, ſehnlicher Wunſch. Dieſes Ziel wird aber
nicht erreicht, wenn man die Gerichte zu politiſchen Jn-
trumenten der eigenen Regierung oder gar
ausländiſcher Regierungen macht. enn die
Richter die Angeklagten wirklich zu gut behandelten, ſo haben
ſie dafür immerhin eine Entſchuldigung, die ihnen in anderen
Fällen, beiſpielsweiſe bei der Behandlung der Kapp-Ver
brecher, nicht zugute. kommt. Sie ſind mit ihrer Recht-
ſprechung hier unter einen ſtark Druck geſtellt, und da iſt esimmer 4 beſſer, wenn ſie Schuldige J r als wenn
ſie Unſchuldige aus Furcht vor dieſem Druck verurteilten. Kanzlers Dr. Wirth, der durch tauſend und immer neue

t

n Ge

Kein Menſch in Deutſchland will, daß ſich deutſche Gerichte
in ihrem Urteil etwa davon beeinfluſſen laſſen, daß eine dem
Ausland nicht gefällige Rechtſprechung zu Nachteilen für dasDeutſche Reich ſührex könnte. Das iſt kein Weg, um der Ge-

rechtigkeit zum Siege zu verhelfen.
Jmmerhin bleibt es bemerkensvwert, deß jetzt ſelbſt inder extremſten Pariſer Nationa iKeönpreſſe

die Auslieferung der deutſchen Beſchuldigten an Militär-
gerichte der Entente kaum noch ernſtlich gefordert
wird. Die Welt iſt doch aus den Leidenſchaften des Krie-
ges zu ſehr zu ruhiger Einſicht zurückgekehrt, als daß man
ihr noch die franzöſiſchen Militärgerichte als die heiligen Orte
vorführen könnte, wo die Göttin Juſtitig mit verbundenen
Augen und mit ewig gerechter Wage thront. Darum iſt die
franzöſiſche Nationaliſtenpreſſe auf einen anderen Dreh ver-
fallen: ſie will in Gottes Namen ſchon auf Gerechtigkeit ver

wenn dafür nur franzöſiſches Militär in Ruhrort,
uisburg und Düſſeldorf bleiben darf. Der franzöſiſche

Jmperialismus ſoll ſich aus dem Leipziger Gerichtsſaal
zurückziehen, um dafür ſeine reale Machtſphäre im
deutſchen Weſten deſto gründlicher auszu-
dehnen.

Dieſes Spiel iſt plump, als daß es auf die Dauer Erfolg haben könnte. Die Se Lmntenh nge ſind zu offenſicht

lich. Seit der Annahme des Ultimaätums ſtehen die Fran-
zoſen z en nur mit einem Bein in dem neubeſetzten Ge
biet. ie urcht, ſich von dort zurückziehen zu müſſen, die

Nationaliſtenpreſſe veranlaß e durch die deipgiger
rteile in ihrem angeblichen Gerecht a verletzt zu

fühlen. Es iſt ſehr bedauerlich, daß die franzöſiſche Regie-
rung dieſe Komödie mitſpielt, es wäre eine Ungeheuerlich-
keit, wenn ſie damit Erfolg hätte.

Rüſtungsbeſchränkungen.

London, 11. Juli. Reuter meldet: Jnfolge des Mei-
nungsaustauſches mit den Vereinigten Staaten, Japan und
China, der nach der Erörterung über die Politik im „fernen
Oſten“ und im Stillen Ozean ſeitens der augenblicklich in
London tagenden Reichskonferenz der Premierminiſter er-
öffnet wurde, hat Präſident Harding die Initiative ergriffen,
indem er eine Konferenz über die Beſchränkung der Rüſtun
gen vorſchlägt. Dieſer Konferenz ſollen Beſprechungen über
die Frage des fernen Oſtens und des Stillen Ozeans zwiſchen
den am meiſten beteiligten Mächten vorangehen. Lloyd
George wird heute im Unterhauſe eine Erklärung abgeben.

Die Aufnahme der Leipziger Urteile in Frankreich.
Paris, 9. Juli. (WTVB.) Bei Beſprechung der Leipziger

Urteile ſchreibt Gaulois u. a., die Haltung des Reichsgerichts
ſei eine Lehre für die Verbündeten, die immer aus einem
Gefühl der Verſöhnlichkeit heraus darauf verzichtet hätten,
ſich und die Beſchlüſſe des Verſailler Vertrags zu halten und
es für richtig gehalten hätten, Deutſchland die Sorge um die
Aburteilung ſeiner Beſchuldigten ſelbſt zu überlaſſen. Es
wäre unter dieſen Umſtänden vorzuziehen geweſen, auf die
Verfolgung zu verzichten, die Frankreich nur eine zweifelhaftemorutiſc Genugtuung gewähre. Zur Zeit ſehe man nicht
recht, wie die Urteile von Leipzig zu revidieren wären. Der
Fehler ſei einmal begangen und anſcheinend ſei es zu ſpät,
ihn wieder gut zu machen.

Guſtave Hervs ſchreibt in der Victoire: Nach dem Ge
ſchehenen ſei eine doppelte Haltung möglich. Entweder laſſe
man die Verfolgung der Kriegsbeſchuldigten fallen oder man
fordere ihre Auslieferung. Die erſte Löſung ſcheine gegen-
wärtig diewärtig die einzig vernünftige, alle VPerurteilungen
der Statiſten hätten jeden Wert verloren ſeit dem Tage, wo
die Verbündeten auf Auslieferung des Kaiſers, Bethmann
Hollwegs, Hindenburgs, Ludendorffs und Tirpitz verzichtet
hätten. Was übrig bleibe, könne nur noch der Verachtung
anheimfallen, umſomehr, als man die demokratiſche Regie
rung, die jetzt in Berlin am Ruder ſei, in eine ſchwierige
Lage bringe und den alldeutſchen das Waſſer auf die Mühle
leite, wenn man auf Auslieferung dieſes „Kleinzeugs“ be-
ſtehe. Frankreich müſſe ſeinen Forderungen auf völlige Ent-
waffnung Deutſchlands und auf Zahlung der Reparationen
beſchränken. Aber leider habe die Stunde der Vernunft noch
nicht geſchlagen. Die franzöſiſche Regierung werde alſo, ob
die Alliierten zuſtimmten oder nicht, von der Berliner Regie-
rung die Auslieferung der auf Verlangen Frankreichs ver
folgten Verbrecher fordern und bis Deutſchland dem nachge-
kommen ſei, würden die Sanktionen vom März am Rhein
aufrecht erhalten bleiben. Es ſei beklagenswert, daß wegen
dieſer nach allem Vorausgegangenen doch untergeordneten
7 dis gute Werk der Verwirklichung des Friedens, das
eit zwei Jahren diesſeits des Rheins die Miniſterien Mille-
rand und Briand betrieben hätten, ebenſo gefährdet werde,
wie die Anſtrengungen des unleugbaren guten Wollens des

land a
Kraft.

Die Kriſe von Leipzig.
Schwierigkeiten hindurch im Begriff geweſen ſek, ganz all
mählich die Republik in Deutſchland zu befeſtgen.

Paris, 9. Juli. (DA.) Blättermeldungen zufolge er-
klärte Briand, daß Frankreich die Urteile des Leipziger
Reichsgerichts nicht anerkenne. Die von der franzöſiſchen
Regierung vorbereitete zweite Liſte der in Leipzig abzu
urteilenden deutſchen Kriegsverbrecher wird vorläufig der
deutſchen Regierung nicht ausgehändigt, da die franzöſiſche
Regierung auf dem Standpunkt ſteht, daß die Verhandlungen
gegen die Kriegsbeſchuldigten nicht weiterhin durch deutſche
Richter fortgeführt werden dürfen.

Ser engliſch iriſche Bürgerkrieg.

Freude in Jrland.
London, 9. Juli. (TU.) Der Lordmayor von Dublin

hat vom Rathaus dem Volk den Abſchluß des Waffenſtill-
ſtandes zwiſchen England und Jrland mitgeteilt. Das Volk
jubelte und ſang vaterländiſche Lieder. Bei dem Erſcheinen
de Valeras war die Begeiſterung am größten. General Mac
Ready, der Oberbefehlshaber von Jrland, wurde teils mit
Jubel empfangen, teils aus s

London, 9. Juli. (Reuter.) Amtlich wird aus Dublin
mitgeteilt, daß de Valera, der ſich entſchloſſen hat, die Ein
ladung Lloyd Georges einer in London ſtattfindendenKonferenz anzunehmen, ine Anhänger angewieſen hat, alle

h dex ee tlitär iternen unge je r ein zuſtellen.der Abſicht, an der Schaffung einer Atmoſphäe mitzuwirken,
in der eine friedliche Auseinanderſetzung möglich iſt, hat die
Regierung die Einſtellung aller polizeilichen Streifzüge und
Hausſuchungen ſowie weiterer Truppenſendungen nach Jr-

eordnet. Dieſe Anordnungen treten am 11. Juli in
as Waffenſtillſtandsprotokoll iſt von General Mac

Ready, andererſeits von dem Genderaliſſimus der republika-
niſchen Armee, Michael Collins, unterzeichnet.

Noch tags zuvor hat es im iriſchen Kleinkrieg Tote und
Verwundete gegeben.

Trotz ſchöner Worte neue Kämpfe.

London, 11. Juli. (Reuter.) Jn Belfaſt fanden geſtern
um Mitternacht und in den erſten Morgenſtunden goli ſt
Angriffe auf Polizeiſtreifen ſtatt. Dabei wurden ein Poliziſt
und vier Zivilperſonen verwundet. Jn einem Stadtviertel
war noch am ſpäten Sonntag nachmittag eine heftige
Schießerei im Gange.

Die Preiſe ſteigen weiter.

ede Gruppe der Lohn- und Gehaltsempfänger, ob es
nun Modelltiſchler, Buchdrucker oder Angeſtellte ſind, wiſſen
bei ihren Lohnbewegungen ein Liedchen von den ſtereotypen
Hinweiſen der Unternehmer auf die ſinkenden Koſten für den
Lebensunterhalt zu ſingen. Dabei ſtraft die amtliche
Statiſtik dieſe Herren ſelbſt Lügen. Die Reichindex-
ziffer für die Lebenshaltungskoſten, die vom
Statiſtiſchen Reichsamt auf Grund der Erhebungen über die
Ausgaben für Ernährung, W Beleuchtung und Woh-
nungsmiete berechnet wird, iſt im Monat Juni im Vergleich
zum Vormonat um 16 Punkte auf 896 geſtiegen. Zu Leſer
nicht ableugbaren Tatſache wird ſelbſt von offiziöſer Seite
geſchrieben: Die ſeit Januar dieſes Jahres beobachtete Ab-
wärtsbewegung der Ausgaben für die lebensnotwendigſten
Bedürfniſſe iſt alſo im Juni wieder unterbrochen worden.
Die r Aer übertrifft um zwei Punkte auch die
für April ermittelte Zahl, bleibt aber immer noch beträcht-
lich hinter dem in Januar dieſes Jahres erreichten Höhe-
punkt von 924 zurück. Zu der Verteuerung der Lebenshaltung
trugen im Berichtsmonat hauptſächlich Preisſteigerungen
für Eier, Milch, Gemüſe, Kartoffeln (ohne Berückſichtigung
der neuen und für Heiz und Leuchtmittel bei.
Dagegen wurden für Rindfleiſch, Speck, Fette und beſondersfür Butter Preisſenkungen gemeldet. Jm allgemeinen iſt
die Preisfeſtſetzung innerhalb des Reiches ſehr wenig aus-
gegliegen-

ir ſind neugierig, was die Unternehmerblätter nun
für neue Gründe anführen werden, nur um wieder über die
Begehrlichkeit der arbeitenden Schichten herzufallen,
während die Sucht nach hohen Dividenden natürlich von der
Beſcheidenheit der Aktionäre zeugt.

Die Abſtimmung der Berliner Gutsarbeiter. Von den etwa
3800 Streikenden beteiligten ſich 3179 an der Abſtimmung über
die Wiederaufnahme der Arbeit am Montag. afür
ſtimmten 2176, dagegen 986, während 17 Stimmen ungültig
waren. Die Kommuniſten waren natürlich noch redlich be
müht, die Einigung zu hintertreiben, doch konnten ſie den
Sieg der Vernunft nicht mehr verhindern. Die „Rote

ahne“ verbreitete noch geſtern abend die Annahme, daß die
Gutsarbeiter das Angebot des Magiſtrats ablehnen werden.



Unabhängige Abſage an
Für ſozialiſtiſche Arbeitsgemei

Rach dem am vorigen Sonntag unſere
genoſſen in Leipzig ihren Landesparteita abhielten, ſind
ihnen am Sonnabend und Sonntag die Unabhängigen ge-

Folgte Nach dem Bericht in der „Freiheit“ legte der Landes-
vorſtand eine

Reſolution zur Sinigungefrage

en.
ächſiſchen Partei

vor, um die ſich vornehmljich die Debatte drehte. Die Re behörden
ſolution wurde in jenem Teil, der von den Arbeitogemſchaften handelt, von den Vertretern des Dresde van

bekämpft, vo a eren Rednern indes ene rwortet. utton wurde dann mit erheblicher Mehr
heit gegen Stimmen angenommen. Sie lautet:

„Zur Frage der Arbeitsgemeinſchaften und
der parlamentariſchen Einheitsfront.

1. Die Befreiung des Proletariats aus materieller und
geiſtiger Not, aus Lo nknechtſchaft und politiſcher Bedrückung
iſt nur möglich durch Beſeitigung der kapitali-tiſchen Herrſchaftsweiſe und üres Ueberbaues, des
bürgerlichen Klaſſenſtaates. An Stelle der auf Gewinn ge
richteten tagitaliſi n Produktionsweiſe muß die ſogia-
liſtiſche emein wirtſchaft treten. Die durch die
formale Demokratie verſchleierte Diktatur des Kapitals mueine wirkliche, auf Gemeinſamkeit des Beſitzes der S

tionsmittel beruhende ſozialiſtiſche rſein. Das iſt aber nur zu erreichen r Eroberung der
politiſchen Macht durch das Proletariat, die erkämpft werden
muß unter ſchärfſter Anwendung aller Mittel des
Klaſſe nkampfes. Putſche und ſinnloſe Gewalttätig-
keiten führen ebenſowenig zu dieſem Ziel wie ein Zuſammen
arbeiten mit den bürgerlichen Parteſen.

2. Der Kampf des Proletariats wird erſchwert durch ſeine
Zerſplitterung in verſchiedene Parteien. Es muß da-
her alles getan werden, um dieſen Zuſtand zu überwinden
und eine Einheitsfront des Proletarſats her
beizuführen.

3. Die U. S. P. Sachſens bekundet ihren feſten Willen,
an der Schaffung einer proletariſchen Einheitsfront aufder Grundlage des wiſſenſchaftlichen Soziaga-
lismus mitzuarbeiten. Sie erklärt ſich bereit, unter
Wahrung ihrer Selbſtändigkeit im Landtag und in den Ge-
meinden mit den anderen ſozialiſtiſchen rteien Arbeits
gemeinſchaften zu bilden.

4. Dieſe Arbejtsgemeinſchaften haben den Zweck, daß
unſere Parteigenoſſen im Landtag und in den Gemeinden in
wichtigen, die Arbeiterintereſſen berührenden Fragen eine

u un er arteienahrung der Arbeiterinterreichen ſuchen. es erErſt wenn die Grundauffaſſungen und demzu

neue Steuerquellen erſchließen, was aber durch das Landes-
ſteuergeſetz ſehr erſchwert wird.

Der Ausſchuß für Handel und Gewerbe des
rörterung des Unglücks auf der Grube Mont Cenis die

folge die Hand lungen aller oder einzelner Parteien diegleichen ſind, kann eine organtſatoriſche Werenen dieſer

Parteien angeſtrebt werden, die nur auf zentraler Grundlage
erfolgen kann.“

9 Patlamentsarbeit,
er Häuptausſchu re gelat iſſchen Land-tage s beriet am Sonnabend den bleich Ka miniſter

Sä m iſch: Angefſichts der höheren Einnahmen im Lergetat

auf Grund der höheren Kohlenpreiſe ſollen meht Alsgäben
ür Bauten eingeſtellt werden. Beim Kultusetat erwiderte
r. Waenti Se auf die Entgeghungen des Abg. Dr.

v. Richter (D. e der ſich gegen die außerordentljche
Berliner Profeſſur für Geſchichte der Demokrätie und des
Sozialismus wandte, daß die Nationalökonomie durch die
Zergliederung in Spezialfächer daher auch vieler Spezial-profeſſuren bedürfe, die in der heutigen eninide von
großer Bedeutung iſt. Abg. Heil mann (Soz.): Es
handelt ſich nur um einen Lehrauftrag für e hk nicht
für die Theorie. Jn Ausſicht iſt angeblich Dr. Guſtav
Meier genommen, der kein Sozialdemokrat iſt, aber eine
Putorität in der Geſchichte des Sozialismus. Auf die
Interpellation des h Lüdemann (Soz.), wie der
Miniſter den neuen 5-Milliarden-Kredit zu derken gedenke,
erwidert der Finanzminifter, daß man vorläufig noch ſtark
mit r Schatzanweiſungen arbeiten müſſe. Gewiſſe
Steuern müſſen aus der Hand des Reichs auf die Länder
oder der Cekrp Kommunalverbände übergehen. Eine
gründliche Steuerprüfung wird einen Mehrertrag bis zu
50 Prozent erſchließen. Daneben muß ſich Preußen eigene

e „König Kohle
Roman von Upton Sinclair.

83. Foriſezung.) (Nachdruck verboten.)
„Sechstauſend!“ wiederholte Hal. „Allein aus dieſem

Diſtrikt
„Ja.
„Es ſind aber doch im ganzen Diſtrikt nicht mehr, als

zwölf, höchſtens fünfzehntauſend Leute!“
„Das weiß ich.“
„Wie können Sie denn die Gewerkſchaft aufrechterhalten
Ruhig erwiderte der andere. „Sie behandeln die neuen

Leute genau ſo, wie ſie die anderen behandelten.“
Hal fielen jählings Edſtroms Ameiſen ein. Hier fand er

ſie wieder ſie bauen ihre Brücke, bauen ſie wieder und
immer wieder auf, wenn ſie die Flut förtgeſchwemmt hat.
Jhnen fehlt die vaſche Ungeduld der Müßiggänger-Jugend,
die gewohnt iſt, den eigenen Willen durchzuſetzen, der Freiheit
Gerechtigkeit, menſchenwürdige Bedingungen als Lebensnot
wendigkeiten gelten. Wie viel auch immer Hal durch die Worte
dieſer Männer gelernt, mehr noch lernte er durch ihr Schweigen

durch die gelaſſene, ſelbſtverſtändliche Art, mit der ſie
Tatſachen gegenüber ſtanden, die ihn zur Raſerei brächten.
Allmählich erbannte er, was das Gelübde bedeute, das er den
armen Teufeln im NordTal gebeiſtet. Er wird mehr brauchen,
als die au mende Begeiſterung eines Augenblicks, um es
zu erfüllen, wird Verſtand und Geduld und Diſziplin brau
chen, jahrebanges Studium und hartes Mühen.

Hal mutßte ſich dem Beſchluß der Arbeiterführer unter
werfen. Sie waren reich an Erfährungen, vermochten die Lage
richtig zu beuktteilen. Die Bergleuke müßten an die Arbeit
zurückgehen, Cartwright, Alec Stone Und Jeff Cötkon würden
ſie wie bisher treiben und hetzen. Das einzige, was den
Rebellen noch übrig blieb, wär die geheime Organiſativn
weiter aufrecht zu erhalten.

y Minetti erwähnte Jack David; er ſei am Morgen
gegangen, die Arbeiterführer röchen zu haben.x m Unverdächtig zu b ſeine Arbeit

tarderhin für die ſt wirken

hinderung einer Verbindung von gegenrevolutionären Trup-

behalten und

h

e Landtages beſprach im Verlauf der
S einer Pryhenfiwerheitatoww inommanach a 3 die aus Vertretern desandtags, rbe er r Arbeitnehmer und der Berg

hen wird, ig wit allen Fragen des
Grubenſicherheitsweſens befaſſen, Anregungen

Ein aus der Kommiſſion ſerausnehmen und ter
bergrevier g ildeter Ausſchuß wird ſofort bei einem
Unglück un Sinſeteban des Betriebsraäte upd derGrübenverwältung Anterſuchungen vornehmen Ein eutſch
volksparteilicher Antrag, der die Hinzuzie ung der Betriebs-
räte bei Befahrung der Gruben durch die Bergrevierbeamten
Zaſett wird angenommen. Die Betriebsr 7 badep den

ergrevierbeamten von drohenden Gefahren ſofort Mittei-
lung zu machen. Der Geſamtbetriebsrat einer Grube kann
eine außerordentliche Reviſion beim Bergrevierbeamten be
antragen.

Konferenz der Wiener Jnternationgale.
rankfurt 9. Juli. (WTVB.) Die JnternationaleArbe herein iſtiſcher Parkeien za gegenwärtig

hier eine Tagung ab. Aus dieſem Anlaß fand geſtern nach-
ittag eine internationale Verſammlung ſtatt, zu der die

r itung der USP. geladen hatte.tach egrüßungsworken Diß mann Stuttgart ſprach

Reichstagsabgeordneter Ledebour, der die Einigung desſozia iſſchen revolutionären Proletariats verlangte.

onquet- Frankreich führte aus: Die Ssuld 37
Kriege trage nicht das de oder das franzö Volk,
r. die Regierungen x Länder. Longust wandte

ch dann gegen die unſinnigen Forderungen der franzöſiſchenEhanginiſſen und geißelte es, daß 12 Milliarden Mark für

die Beſetzung des linken 5 ausgegeben werden
würden, die m ür die Menſchheit verwendet
werden könnten. Die Beſtrafung der Schuldigen ſei für beide
Seiten zu fordern.

Grimm- Schweiz forderte eine geſchloſſene internatio
nale Kampffront gegen die beſtehende Geſellſchaft und zog
Grenzen gegen rechts und links, indem er die Bereitwillig-
keit der Reformiſten, mit der Bourgeoiſie ein Bündnig ab
zuleben ebenſo ſehr ablehnte wie die ungangbaren Wege
er Kommuniſten.

Auch r Adler Oeſterreich betonte, daß es
r et Brüſſeler und der Moskauer Internationale
darauf ankomme, das geſamte Proletariat zu einigen.

Wahlſieg des Bergarbeiterverbandes.
Bei den Da der Knappſchaftsälteſten für den All

emeinen u. ochum am 26. Juni hatten
ie Gegner des Bergarbeiterverbandes alles aufgeboten, um

ihm eine Niederlage zu e Der Verband hat a
mit 96 806 Stimmen und Mandaten (gegen 290 im
1910) wiederum die Mehrheit der Aelteſten erhalten und
daher fallen ihm auch die Vorſtandsältelten zu. Der got
liche Gewerkveérein brachte es auf 61 264 Stimmen und 1h Polniſche tufsveteinigung auf 8766 Stimmen

mit 23 nioniStimmen mit 41 Manduten und die Syndikaliſten erhielten
mit 2731 Stimmen 3 Mandate.

M üü

Eine ruſſiſche Proteſtnoke.
Reval, 9. Juli. (WTB.) Tſchitſcherin hat am 4. Juli

an Polen eine ſcharfe Proteſtnote wegen der andauernden
Verletzung des Rigaer Friedensvertrages durch Duldung undUnterſtützung ruſſiſcher und ukrainiſcher Gegenrevolutitonäre,

welche Angriffe auf Sowjetrußland vorbereiteten, gerichtet.
Die Sowjetregierung fordert die ſofortige Auflöſung aller
für ſolche Zwecke beſtimmten Truppen, Schritte zur Ver-

a paten Gelſenkitcher U ſt auf 94 194
e

pen, ſowie die ſchleunige Ausweiſung der Brüder Sſawinkow,
Bulak-Balachowitſch, Pſtljura, Flloſofow und aller anderen
per Weiter wird die Beſtrafung von polniſchen Amts
perſonen wegen der in der Gegenrevolution auf
r Gebiet verlangt. Die Sowjetregierung erwartet,aß von der polniſchen Regierung entſprechende n ge
tan werden und wünſcht die Einſe ung einer gemiſchten Kom
le um dieſe Maßnahmen zu überwächen und durchzu
ühren.

Ar Giulonmenſteuet von Ardeitzlohn

Von Wilhelm Keil.
Det Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom Juli den

Geſeggentwurf über die Einkommen vom Arbeitslohne
ein n angenommen. der Kommu-Faſt rt Geyer e bei d d ten Leſung anerkannt,
aß de etz w r rbeſſerun Steuerabzugs bringt. Zum chen Teil ſinl Verbeſſe
rungen der Arbeit chstags zudanken, in dem die Pertreter aller rbeiterparteien in
ſämtl Fragen einig gingen und meiſt auch die Zuſtim-mun n Parteien zu unſeren Anträgen eraller bürgerliche

n rie erſte Verbeſſerung ſtellt die Einbeziehung der Emp-kraer von g. Tr z s der r v
ngeſtellten-, Unfall-, Jnvaliden- undan fehlte g dar. Nach derorlage rer die Ru egehälter ber Beamten und die

Witwen und r unter die ſogenannte Lohn-
euer fallen, nicht aber die vorbenannten Rentenbezüge.
ie Folge wäre nicht etwa die Freitag dieſer Bezüge gen nregh wie die Regierung erklärte, ihre Veraän

agung zum Einkommenſteuergeſeß auf Grund der An
gähen der 43 len en Kaſſen. Den Renten-empfängern wäre hierbei die Ermähisuns um den Betra

r Werbungskoſten (1800 Mk.) verloren gegangen. Na
rer Einbeſtehüng in die Lohnſteuer ſteht den Rentenemp

fängern dieſe Ermäßigung neben den 1200 Mk., die bei jedem
Steuerpflichtigen frei bleiben, zu. Das bedeutet, daß der
Ippteherpe Rentenempfänger mit 3000 Mk. ſteuerfrei
bleiht. Der verheiratete tenempfänger genießt Steuer
freiheit für wettere 1200 Mk. zugunſten ſeiner Frau. r
er Kinder, ſo kommen für jedes derſelben weitere 1800 Mk.
hinzu, ſofern die Kinder nicht über 17 Jahre alt ſind und
eigenes Arbeitseinkommen t Bei einem perhei-
rat 43 entenempfänger mit zwei zu be-e tigende indern tri alſo der

euerab u erſt ein, wenn der W ääs
800 Mark eefteist und nur für den über
chießenden Teil.

ier ſei gleich bemerkt, daß dieſe iſtellungen natüru gite der Lohnſteuex ehe Skeuerpſuch.

tig ten.Eine Verbeſſerung des it gelte G dider Swutf re e t n t r adie Steuererm ieum t die Ehefrau in S Falle
enießt, auch wenn die Ehefrau eigenes ürdei einkommen

t und bei deſſen Beſteuerung die Ermäßigung nochmals
eintritt.

Ueber den Entwurf
Jahren mit eigenen Arbeitseinkommen de ter die

rmäßigungen rig wollte, wurde beſchloſſen, dieſe
r r 17 Jahre feſtzuſetzen. Für Kinder
die kein eigenes Ardeitseinkommen haähen, wird dem Vater
bie x dure Ajähtigteit (1 Jahre) die Ermäßigüng zu

g en.Von erheblicher Bedeu g. t ferner die Stre v ver
in der Porlage gemachten Un San z indigen
und unſtändigen 977 Um bei den un r
beitern, die nur wenige Stunden bei einem Arbeitsgeber
eſchäftigt ſind, dieſelben Abzüge machen zu können wie beitändigen, wurden die Beträge, um die ſich der 10 prozentige
teuerabzug ermäßigt, in Quoten für je 2 Arbeitsſtunden

aufgeteilt,
Die Votlaäge wollte den 223 euerpflichtigen, denen be

kanntlich ſteuerfteie Werbungskoſten im Betrag w. 1800
Mark eingeräumt ſind, erſt dänn einen 8 rößeren Betrag

efür Werbüngsktoſten zugeſtehen, wenk ſie nachweiſen, h

von al 4e
einen Werdbdungskoſtenaufwan x sMär 4 aben. Und Ziege in dieſem Falle das
der nachträglichen perſönlichen Veranlägung am les
ſchluß mit Rückerſtattung des zupie abgezvgenen Betxages
elten. Die ging zwiſchen 1800 Markt ine Mätk

unberückſichtigt bleiben. Auf unſeren grnt r
eſtimmt, daß der irre ön einen Anſ aweitere Ermäßigung des Stein e hat, wenn er nachweiſt, daß er einen Werbungs ſtenan ad hat, der den Be

r 1800 Mark um wenigſtens 450 Markübetrt-
eigt.

W A TObwohl Jerry dieſen Ausdruck nie gehört hatte, verſtand
er doch deſſen Sinn. „Freilich, freilich! Ganz verbrannt!“

„Haben Sie nicht in der Vorhalte die Spihel bemerkte
erkundigte ſich Hartmann.

„Jch erkenne ſie noch nicht ſo vaſch.“
„Das werden Sie ſchon lernen, wenn Sie bei dieſen

Geſchäft bleiben. Seit unſere Zentrale eröffnet wurde, iſt auch
keine Minute verfloſſen, in der ſich nicht ein halbes Dutzend
dieſer Wichte auf der anderen Seite der Straße aufhielte.
Jeder, der zu uns kommt, wird dis in die Grube zurück
verfolgt und nöch am gleichen Tage entlaſſen. Sie n
nachts mein Pult erbrochen, meine Briefe und Papiere ge
ſtohlen, haben uns an die hundert Mal mit Tod bedroht.“

„Jch begreife nicht, daß Sie überhaupt etwas erreichen.“
„Sie werden uns nie und nimmer aufhalten Sie gläubken,

da ſie mein Pult erbvrachen, die Liſte unſerer Organifatoren
zu finden doch trage ich dieſe Liſte im Kopfe.“

„Und das iſt keine Kleinigkeit,“ warf Moylan ein. „Wiſſen
Sie, wie viel Organiſatoren wir beſchäftigen Siebenund
neunzig. Und kein einziger iſt noch erwiſcht worden.

Hal hörte ihm verblüfft zu. Dies warf ein neues Licht
auf die Arbeiterbewegung. Dieſer gelaſſene, alte Deutſche,
den man für den Beſitzer einer Delikateſſenhandlung hätte
halten können; dieſer frohäugige, iriſche Burſche, den man
ich vorſtellen konnte, wie er, ein Mädchen am Arm, zum
euerwerkerball ſchritt die waren die Kapitäne einer

Pionierarmee, die die Türme von Peter Harrigans Geldgier
feſtung unktergräbt.

Hartmann ſchlug vor, daß Jerrh ſich dieſer Art Arbeitzuwenden folle; er würde en entlaſſen und ſolle lieber
gleich ſeiner Familie ſagen laſſen, ſie möge nach Pedro kommen, Derart könne er ſich für die arg ſichern,
da die Spitzel einen Manne immer dis zur Kohlengrube
folgten, um ihn dortſelbſt zu i ieren. Wenn y
jetzt mit dem u nach Weſtern City führe, ſo verlören
ſeine Spur; er könne ſich dann nach einer neuen Gru
b und dort V taliener vor r er dahmn
den ag mit Eife rügte den böſene

eben Kachricht über das eng erhalten. Sie
waren alle, acht Mann und Mary Burke, n der Station
Horotn gebracht und dort unter den ärgſten Drohungen ein
wMaggoniert worden. Doch waren ſie bereits auf der en
Halteſtelle ausgeſtiegen und wollten ſich nach Pedrv begeben
ſie würden ſich in kürzeſter Zeit im Hotel einfinden.

Hal wollte mit ihnen zuſammentreffen und entfernte
ich, um davon ſeinem Bruder Mitteilung zu mathen; natürlich
)väch der Streit von neuem aus. Eduard deutete Gal an, daß
Pedro, landſchaftlich genommen, hörhſt eintönig auf ihn wirke,
und Hal ſchlug vor, ihn mit ſeinen Freun bekannt zu
machen. Wenn Eduard bloß den güten Willen dazu habe,
ſo könne er viel von dieſen Leuten lernen könne der Sihung
des Komitees beiwöhnen ächt Männer und eine Frau
ehen, die eine Holdentak gewägt, einein Verbrechen zum
Opfer gefallen wären. Und Eduard dürfe nicht meinen, daß
ſie Da waren zum Beiſpiel der bhau
äugige Tim Rafferty und dann ein n. verrußter
Nnom, der aus ſeiner ſchwarzen Höhle hervordvechend, die
Schwingen goldener Beredſamkeit entfaltet hatte, und Marh
ehe urke, deren Beſchreibung als Jungfrau von Orkeans
der Kohlengruben“ Eduard in der ne der„Weſtern City Gazette“ wird leſen können. Doch ließ ſich
Eduards Stimmung nicht heben, er ſah im Geiſte das Bild
ſeines Bruders in der Abendzeitung mit der iriſchen Johanna.
Hal begab ſich mit Jerrh. Minetti in ein Gaſthaus, das

Eduard als „Spelunke“ bezeichnete; dieſer verfügte in
r ehe in r Dem ant des Waren te e

er nicht lange einſam, ein junger, ſchakfg r Mannette ſich geben hn und begann a al ſei Rei-
ender in Kurzwaren, worin reiſe Eduard Eduard antwortete
t Daß er nichts dergleichen tue, der junge Mann ejdoch

ließ ſich nicht einſchüchtern ſcheinbar hatte ſein Veruf
die Empfindlichkeit in ihm ertötet. Vielleicht intereſſiere
Eduard ſich für Kohlengruben? Hatte er die hieſigen Gruben
beſucht? Er verſteifte ſich ſo hartnäckig auf ſeine Fragen,
kam immer wieder auf das Thema zurück, daß es Eduard

lich klar ward, um was es ſich hier handle ein
r 23 mit ſeiner

Regime, als za feines Druderg ganze Leertemten

hat.
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Mutſcher mit

Sehr ins Gewicht fällt auch die auf unſer Vrängen indie Vorlage rin Beſtimmung, daß Dienſt t
wandsentſchädigungen beim Steuerabzug h
Anſatz bleiben. Die Regelung wollte die Dienſtaufwands-
entſchädigungen mit den erbungskoſten als gedeckt anſehen.
Daß das nicht möglich war, zeigt ſchon die Tätſache z die
Jufwandsentſchädigung, die einen auswärts beſchäftigtenMönſtteur oder einen Proviſionsreiſenden für wenige Weden
zu gewähren r über den ganzen Betrag der Werbanhe
toſten hinausgeht.

Für mittelloſe Angehörige, die der nſteuerpflichtige inierkait, kann er St gn in erſ
W beanſpruchen, wie für Kinder. ie Vorlage wollte
dieſe Ermä igungen nur in der für die Ehefrau vorgeſehenen
Höhe gewähren und außerdem ſie davon aLhängig machen,
daß die mittelloſen Angehörigen mit dem Sieuerpflichtigen
in r Fzushaltung leben. Dieſe Vorbedingung wurde
ge

Ein Einkommen aus andeten Quellen als aus
Arbeit muß der Lohnſteuerpflichtige er dann veranlagen,
wenn es mehr als 600 Mark beträgt (Vorlage 300 Mart).

Das Recht auf r r ſteht dem Lohnſteuerpflichtigen zu, wenn er ar kann n Rückſicht auf be
ſonders ungünſtige Verhältniſſe (Krankheit, Unfall, hohe
Erziehungskoſten für die Kinder uſw.) beanſpruchen kann,
wenn 5 m 97 mehr als 2700 Mark hat und
wenn die Ermähßigungen, die ihm geſetzlich zugeſichert ſind,beim Steuerabzug nicht voll n kchert 1

Erwerbsloſe, bei denen dieſe Ermäßigungen nichtvoll in Anrechnung gebracht werden, ren nen t
als baldige Erſtattung des Unterſchieds zwigen dem
e Hnelen und dem nicht angerechneten Ermäßigungs-
etrag.

Nach der Vorlage, die davon ausgeht, daß jeweils am1. Oktober eine ekone n enden Wer erfolgt,
ſollte die Zahl der Familien angehörigen für den
Steuerabzug im ganzen folgenden Kalenderjahr unver-
ändert maßgebend ſein, eine Zunahme der Faämilienange-
hörigen ſollte in Rückſicht auf die Behörden und den Arbeit-
geber, deren Geſchäfte möglichſt vereinfacht werden ſollen,
erſt im übernächſt en Kalenderjahr berückſichtigt werden.
Durch einen einſtimmig angenommenen Antrag unſerer
Fraktion wurde wenigſtens erreicht, daß ein Zuwachs von
S et Perſonen vom nächſten 1. April ab zu be
rü igen iſt.

ie neu beſchloſſenen Fran
vor allem die für die Werbun
d. Js. in Kraft. Sind nicht Ermäßigungen in dieſer vollen
Höhe ſchon vom 1. April ab berückſichtigt worden, ſo werden
in der Zeit vom 1. Auguſt bis zum 31. Oktober 1921
entſprechend größere Ermäßigungen gewährt. Jn dieſemFalle betragen die Ermäßigungen für die erdgsſoſen

in der Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Oktober, wenn der Arbeits
(ohn gewährt wird:

nach Ftundent 0,40 Mark für b 2 Stunden,
na gen: 1, Markt käglich,
na ochen 8,40 Mark wöchentlich,
nach Monaten 35, Mark monatlich.

Die Einkommenſteuer gilt für Lohn und Gehaltsein-
ommen bis zu 24 000 Mark vom 1. April d. Js. ab im vollen
Umfang als getilgt, wenn der Steuerabzug nach
dieſen Vorſchriften bewirkt iſt.

S kann nicht beſtritten werden, daß der Steuerabzug
vom Lohn und Gehalt nunmehr eine viel erträglichere Ge
ſtaltung erfahren hat, als er ſie im Anfan r t
der Gewerkſchaften und der Bettiebsräte wird es ſein, vafür
zu ſorgen, daß die Vorteile, die das neue Srfetz bietet, allen
Arbeitern zugute kommen.

Ziffern aus Sowjetrußland.
Jn der Umſchau aus dem neueſten Heft der

ungen des Steuerabzugs,9 treten am 1. Auguſt

Glocke“
leſen wir: „Jn Sowjetrußland herrſcht die Arbeiterklaſſe
über die rechtlos gemachte Bourgeoiſie, nicht wahr? Und
„Das Prolekariat iſt“, ſagen Bucharin und Preobraſchewsky
in ihrem „ABC des Kommunismus“, „eine riefengroße
Klaſſe, die Bourgeoiſie ein kleittes Häuflein.“ Jnfolgedeſſen
ſieht das zahlenmäßige Verhältnis zwiſchen Herrſchenden
und Beherrſchten alſo aus: Sowjetrußland hat 110 bis 120
Millionen Einwohner. Bei einem demokratiſchen Wahlrecht
rgäbe das 50 bis 60 Millionen Wähler. Aber dank der
Entrechtung der Vourgeviſie zählt Sowjetrußland laut amt-
licher Statiſtik des Wahlgerichts nur 671 000 Stimmberech-
igte! An die Urne traten davon bei den letzten Wahlen

340 000!! o die Bolſchewiſten ſtimmten davon 248 000!!!
Dieſe 248 000 Menſchen unter hundertundetlichen Millionen
nd die Baſis der ſchwindelnd hohen Pyramide,

deren Spitze Lenin und Trotzki bilden; dieſes. des ruſſi
chen Volkes ſtellt die Rechtfertigung der Sowjethereſchaft
durch den „Volkswillen“ dar.

Wenn ſich in Deutſchland eines ſchönen Morgens die
Partei der Deuütſchhannoveräner (5
der Staatsmacht bemächtigte. einen Welfenprinzen zum
Kaiſer ausriefe und ſeine Selbſtherrſchaft über illionen

aſchinengewehren aufrecht erhielte, wäre die
roteske nicht ganz ſo groß, denn immerhin hatten bei den

etzten Wahlen die Deutſchhannoveraner mit 218 000 Stim-
en etwas mehr als des deutſchen Volkes hinter ſich.“

Rotizen.

Wieder ein Freiſpruch in Leipzig. Das Reichsgericht hat die
deiden Generäle, v. Schack und v. Kruska freigeſprochen. Die
Koſten des Verfahrens werden auf die Staatskaſſe übernommen.

Die Bildung der Ortswehren in Oberſchleſien. Jm Landkreiſe
Kattowitz hat der fransöſiſche Kreiskontrolleur die Anordnung
Eetroffen, daß die Oriswehren (Gemeindewachen) in ihrer Zu
ammenſetzung der deutſchen und der polniſchen Bevölkerung im
Kreiſe entſprechen müſſen.

Die nach Polen verſchobenen Eiſenbahnwagen Die Jnſur-
denten haben während der Beſetzung des Bahnhofes Kattowitz
l700 Wagen und 40 Lokomotiven nach Polen verſchoben
Textilarbeiterſtreik im Elſaß. Populaire erfährt aus Mül
da im Elſaß, daß ſeit einigen Tagen 20 000 Arbeiter der ober
lſäſſiſchen Textilinduſtrie ſich wegen der plötzlich von den Unter
ehmern angekündigten Lohnheräbſetzung im Ausſtand befinden.

Der Gemeindexat von Müldauſen hat auf einen ſozialiſtiſchen Vorchlag hin b ſhloſſen, den Familien der Streikenden einen Kredit
von 50 000 Srantt zu gewähren und Volksküchen einzurichten.

Zwei Millionen Arbeitsloſe in England. Die Zahl der in
den amtlichen Liſten des Arbeits miniſteriums eingetragenen
Arbeitsloſen detrug in der vergangenen Woche 2 168 727 gegen
177 899 in der Vorwoche. Die iſt nach einem Bericht

r

n feit vorigem September iſt der

Virtſchaſtzpohthe Rund)han.
Die deutſchen Großbanken. Die Golddeckung in den euro
päiſchen Neotenbanken. Das internationale Kapital an der

Arbeit, Die Kriſe anf dem Weltmarkt.
Die deutſchen Großbanken haben nunmehr für das Ge

ſchäftsjahr 1920 ihre Bilanzen vollſtändig veröffentlicht.
Der Geſamtabſchluß ergibt allgemein eine erhebliche Zu-

der Umſätze, und entſprechend ſind auch die Gewinne
aufwärts gegangen. Die Dividendenſätze für die 8 Groß-
banken bewegen ſich zwiſchen 10—18 v. H.; gegenüber dem
Vorjahr nimmt nur die Diskontogeſellſchaft und die Deutſche
Bank eine Ausnahmeſtellung ein, die ihre Dividenden von
10 reſp. 12v. H. auf 16 reſp. 18 v. H. erhöht haben. Die
übrigen Banken begnügen ſich mit Aufſchlägen von 2 bis 3
v. H. Gegenüber der Jnduſtrie iſt die Dividendenhöhe keine
übermäßig große, immerhin iſt die Erhöhung des Aktien-
S zu berügſichtigen, ſo daß die groien Mehrerträge
erſt im Reingewinn erkennbar werden. Nimmt man die8 großen Banken, die igntehelbg die Deutſche,
Dresdener und Darmſtädter Bank, die Berliner Handels
geſellſchaft, die Nationalbank, Commerz- und Pripatbant
und die Mitteldeutſche Kreditbank in ihren finanziellen Er-
T en ammen ſo ſtellt ſich der Bruttogewinn auf262,6 Millionen Mark, während vor 5 Jahren, alſo 1916
dieſe Banken ihren r auf 2703 Millionen Markt
bezifferten. Der Reingewinn iſt in dies Zeit geſtiegen
von 143,4 Millionen Mark auf 688 Millionen Mark, aller
dings ſtiegen auch Steuern und Unkoſten von 117,7 MillionenMark auf 1536,0 Millionen Mark.

Dieſes finanzielle Ergebnis regt wiederum die Frage
'an, ob nicht durch eine Beteiligung des Reichs eine vorteil-

afte Steuerquelle erſchloſſen werden kann und eine Finanz-
ontrolle in deſen J wän iger Unternehmungen not-

wendig wird. Eine Beteiligung des Reichs in dem von uns
bereits mehrfach empfohlenen pfange auf des Aktien-
kapitals auszudehnen, würde die Dividenden für die
Aktionäre bei 10 v. H. um 2, bei 18 v. H. um 3,06 kürzen.
Das würde immer noch einen Ertrag bedeuten, mit dem die
Aktionäre zufrieden ſein könnten.

Von den bedeutendſten europäiſchen Notenbanken wird
in einer intereſſanten Zuſammenſtellung der Notenumlauf
und die Deckung dieſes Notenumlaufs bekanntgegeben.
Obenan ſteht England mit einer Golddeckung der Noten mit
100,4 v. H. Es folgt die Bank von Spanien mit 73,8 v. H.,
die Schweizer Nationalbank mit 660,3 v. H. die Nieder-
ländiſche Bank mit 60,1 v. H., die Schwediſche Reichsbank mit
46,3 v. H., die Vank von Frankreich mit 15,1 v. H. und die
Deutſche Reichsbank mit 1,53 v. H. Entſprechend dieſer Gold-
deckung geſtaltet ſich auch der Wert der Zahlungsmittel der
einzelnen Länder im gegenſeitigen Austauſch auf dem inter-
nationalen Markt.

Die Bemühungen des internationalen Kapitals zur
Stärkung ſeiner Poſition machen weitere e ritte. Die
ruſſiſche Regierung hat den ſchwediſchen Zündholzfabriken ein
Monopol für die Fabrikation in ganz Rußland angeboten.
Dies Anerbieten iſt recht beachtenswert, weil im vorigen
Jahre der deutſchen Jnduſtrie unter günſtigen Bedingungen
der Vorſchlag unterbreitet wurde, mit der ſchwediſchen ge
meinſäm ein en abzuſchließen. Leider iſt der Plan,
der bereits im Wirtſcha s in ernſte Beratung
u wurde, durch den Rücktritt des Miniſteriums

üller unmöglich geworden.
ine Jntereſſengemeinſchaft, die engliſches und deutſches

Kapital zuſammenbringen will, wird von der Firma Stinnes
betrieben. Es handelt ſich um ruſſiſche Arte zunächſt um
die Vergebung von 100 Lokomotiven, 3000 Waggons und
150 Tonnen Eiſenbahnſchienen. Wie bekannt wird, haben
ſich die Pläne, mit der franzöſiſchen Jnduſtrie ein gemein-
ſames Vorgehen zu arrangieren, zerſchlagen, worauf ſich
Stinnes mit der engliſchen Jnduſtrie in Verbindung geſetzt

t.
Die deutſchen Reedereien ſehen mit wachſendem Unmut

die Bemühungen des Herrn Stinnes im Schiffahrtsgewerbe.
Wie berichtet wird, ſollen auf der Oſtſee die alten Reedereien
egenüber der Konkurrenz der Stinnesunternehmungen in
karke Bedrängnis geraten. Alte Schiffahrtsgeſellſchaften

ſind bereits gezwungen, ihre Touren einzuſtellen oder er
heblich zu mindern, da es ihnen an Frachktaufträgen fehlt,
die der Stihnes-Konzern den von ihm abhängigen Anter-
nehmungen zuführt.

Jn Liverpool tagte vor kurzem eine internatio-
nale er Baumwolkintereſſenten,die dem in Not geratenen amerikaniſchen Baumwollanbau
wieder aufhelfen ſollte. Man ſuchte auf dieſer Konferenz,
zu der übrigens die Deutſchen nicht eingeladen waren, nach
einer Löſung des Problems. Dieſe Löſung iſt aber, ſoweit
die Berichte erkennen laſſen, in keiner Weiſe gefunden. Die
ralen Jateteſſenten erklärten ziemlich kühl den ameri-
aniſchen Baumwollhandel, daß man darauf hinausgehe, in

den engliſchen Kolonien den Anbau von Baumwolle ſo zu
ſieigern, daß in abſehbarer Zeit der engliſche Bedarf aus
eigenen Kolonien gedeckt werde. Mit dieſen für die Ameri-
kaner wenig angeſehmen Ausſichten fand die Konferenz ihr
Ende. Der amerikaniſche Baumwollhandel und die Pflanzer
werden ſich darüber im klaren ſein müſſen, wie töricht die
Zurückweiſung eher Intereſſenten war und wie wert
voll ihnen der deutſche wie der oſteurspäiſche Markt in Zu-

kunft werden wird. tDie internationale Kriſe behauptet fich weiter mit aller
Schärfe. Die Symtome einer Erleichteruyg der Lage treten
nur ſchwach hervor.

Es muß ſich zeigen, ob nunmehr der Friedensabſchluß
wiſchen Deutſchland und Amerika nicht auch für beide
änder wirtſchaftliche Vorteile bietet. England dürfte nach

der Beendigung des Bergarbeiterſtreiks von dem wirtſchaft
lichen Druck ſich erholen. Jn Frankreich macht ſich eine ge
ringe Beſſerung bemerkbar, auch Deutſchland zeigt einige
Belebung in der Jnduſtrie. Allerdings wäre es verfehlt, bei
dieſen nur ſchwachen Anzeichen einer Geſundung eiten all
gemeinen wirtſchaftlichen Aufſtieg zu erwarken.

Der Herrenſtandpunkt der Unternehmer.

Vom Bund der techniſchen Angeſtellten und Beamten
wird uns geſchrieben:
Welches ſoziale Empfinden gegenüber den Angeſtellten

h des Kalibergbaues haben, zeigt nach
gen all in kraſſeſter Deutlichkeit. Die Gewerkſchaften

roßherzog Wilhelm Ernſt und Thüringen zu Oldis-
leben hatten ihren fämtlichen Angeſtellten am 1.
April d. Js. zum 30. Juni d. Js. gekündigt und moti-
vierten dieſe Kündigung mit der beabſichtigten Stillegung

ehe abſteigende Veweaung der
des Mitarbeiter des „Daily Chronicle nur ſehr gering, ſieaber trodem ſo bue
es üborhe r das erſte
i e

Werke. Die Angeſtellten konnten ſich von der Stichhaltig
keit dieſer ründung m überzeugen, insbeſondere da
ein Vertreter des Generaldirektoriums zugab. daß über die

definitive, bezw. vorübergehende Stillegung noch kein Be-
ſchluß gefaßt worden ſei.

ie Angeſtelltenſchaft, die ſich in ihrer Exiſtenz durch die
allgemein ausgeſprochene Kündigung bedroht fühlte, beauf-
tragte nun ihre Vertretung, gegen die allgemeine Kündigung
Einſpruch zu erheben, mit dem Erfolge, daß der
Schlichtungsausſchuß zu Weimar die Kündi-

für ungültig erklärte, da einmal die Tatſache der
tillegung der Werke nicht gegeben ſei, zum anderen das

Verfahren der Werksleitung gegen die geſetzlichen Beſtim-
mungen, insbeſondere gegen die Verordnung vom 12. Fe-
bruar 1920 verſtoße.

Der Angeſtellten rat beantragte nun beim
Thüringiſchen Wirtſchaftsminiſterium, Abteilung für Ar-
beit und Wohlfahrt, die Verbindlichkeitserklä-
rung, zu welchem Zwecke eine e auf den 28.Mai anberaumt wurde, in der das ittſchaſtsminiſterium

lediglich einen Vergleichsvorſchlag machte, der von den An-
eſtellten aber abgelehnt wurde. Auf Grund dieſer Ab-
ehnung wurde neuerdings die Verbindlichkeitserklärung des

Schiedsſpruchs beantragt.
Die Angeſtelltenvertretung (Angeſtelltenrat) verſuchte

nun wiederholt, Fühlung mit der Direktion zu gewinnen,
um näheres über die Stellungnahme der Direktion zur Auf-
rechterhaltung der Kündigung zu erfahren. Die Direktion
n ſich, zu dieſer Frage irgendwelche Stellung einzu-
nehmen.

Am 30. d. Js. gab nun das Thüringiſche Wirtſchafts-
miniſterium Beſcheid, daß es den Schiedsſpruch vom 15. 4. 21
nicht für verbindlich erkläre und das gab der Direktion Ver-
aſung 13 von den 80 Angeſtellten nachſtehend aufge-
führtes Schreiben auszuhändigen.

Der Schiedsſpruch vom 15. 4. 1921 in der Streitſache
des Angeſtelltenrates gegen die Gewerkſchaft iſt laut
Schreiben vom 23. ds. Mts. vom Staatskommiſſar in
Weimar nicht für verbindlich erklärt worden. Demnach
Ppr die am 1. April ausgeſprochenen Kündigungen wirk-
am. Sie ſind ſomit mit dem heutigen Tage aus unſeren

Dienſten entlaſſen.
Gerwerkſchaft Großherzog Wilhelm Ernſt.

gez.: Schuch. e Robe.
Es wurde den Angeſtellten lediglich angeboten, daß ſie

evtl. für weitere 3 Wochen Beſchäftigung im Arbeitsver-
hältnis, d. h., gegen Tagelohn finden könnten. Man ſcheute
alſo nicht davor zurück, den Angeſtellten hier zum Lohn-
arbeiter herabzudrücken. Wie das wirkt, nach all den Be
hauptungen der Arbeitgeber des Bergbaues, daß die An
geſtellten durchweg Vertrauensſtellungen inne hätten, vermag
ſich jeder ſelbſt auszumalen.

Hatte bei dem Verfahren vor dem S tungsausſchuß
die Direktion zugeſtimmt, die weiteren Maßnahmen über
Entlaſſungen und Einſtellungen entſprechend dem S 74 des
BRG., im Ein verſtändnis mitſtelltenrate zutreffen ſo hielt man es auch diesmal
ebenſowenig wie am 1. April für notwendig, ſich mit dem
Angeſtelltenrat ins Einvernehmen zu ſetzen. Dem Ange-
n gegenüber wurde allerdings betont, daß die

uswahl der zur Entlaſſung kommenden 13 Angeſtellten nach
ſozialem Geſichtspunkte vor ſich gegangen ſei. Dem ſchlagen
aber die Talſachen ins Geſicht, daß ſich unter den entlaſſenen
Angeſtellten nicht nur Verheiratete, Puare auch ſolche mit
5unverſorgten Kindern befinden. Anregungen
auf Auswechſelung von Angeſtellten, damit ſtatt dieſer
älteren Angeſtellten evtl. jüngere, unverheiratete Angeſtellte
entlaſſen werden könnten, wies die Direktion von der Hand.

Wie provozierend ein derartiges Verhalten der Arbeit-
geber in der Kaliinduſtrie auf die geſamte Arbeitnehmerſchaft
wirken muß, iſt jedem, der F4 einmal näher mit den Ver-
hältniſſen im Kalibergbau befaßt hat, ohne weiteres klar.
Hier zeigt ſich aber auch mit aller Deutlichkeit, welche
Kreiſe es ſind, die auf die geſetzlichen Verfügungen und An-
ordnungen und wie wenig ſoziales und volkswirtk-
ſchaftliches Verſtändnis ſie beſitzen. Durch ihr Vorgehen erſt
geben ſie den Arbeitnehmern Anlaß, ſich über Geſetzmäßig-
keit und gute Sitten hinwegzuſetzen.

Ohne dieſen Geiſt, der nicht nur einzelne Kreiſe der
Arbeitgeber im Kalibergbau beherrſcht, wäre der wirk
ſchaftliche und moraliſche Zuſammenbruch unſeres Volkes
nach dem verlorengegangenen Kriege nicht ſo kataſtrophal
geworden, wären aber vor allen Dingen die Unruhen nach
dem Kriege, insbeſondere nach dem Kapp-Putſch und im
März dieſes Jahre unmöglich geweſen und ſolche Kreiſe
triefen nach außen von Rätionalbewußtſein.

An die Angeſtelltenſchaft aber richtet dieſer Vorfall die
dringende Mahnung, ſich um ſo feſter zuſammenſchließen in
den „freigewerkſchaſtlichen Organiſationen“, um ihr geſetz
mäßig verbürgtes Recht zu verteidigen, ja darüber hinaus
durch Beeinfluſſung der ſozialen und ſonſtigen Geſetzgebung
die Rechte noch zu verankern. Alſo

hinein in den Algemeinen freien Angeſtelltenbund!

Rentabilität und Kapitalisinus. Wie unwirtiſchaftlich
das kapitaliſtiſche Syſtem, das ſo ſtolz auf ſeine Rentabtlitäl
iſt, arbeitet, beweiſt uns eine Arbeit von Martin Ulbrich
in der Zeitſchrift für Krüppelfürſorge. Dadurch, daß den
ſog. Anomalen, den Krüppeln, Fallſüchtigen, Schwachſinnigen,
Lupuskranken uſw., nicht die ihnen mögliche Stellung im
Wirtſchaftskörper zuteil wird, fallen ſie der öffentlichen
Fürſorge anheim. „Wenn man den Unnfang des gegen-
wärtigen Anomalentums überſchlägt, ſo ſchreibt Ulbrich, ſo
greift man nicht zu hoch, wen man den Beſtand von einer
vollen Million annimmt. Bemißt man das, was ein Menſch
heute jährlich zu ſeinem Unterhalte braucht, mit nur1500 M ark, ſo ergibt ſich, daß dieſes Heer von Anomalen

der Allgemeinheit jährlich 18 Milliarden koſtet, eine Summe,
die von Privatperſonen, Vereinen, Gemeinden, Kreisaus-
ſchüſſen und Provinzialverwaltungen aufgebracht werden
muß. Denkt man ſich ein Kapital, das ſoviel Zinſen trägt,
ſo kommt man auf 30 Milliarden. Das iſt eine Summe, die
wie eine Rieſenhypothek auf dem Boden unſeres Vaterlandes
laſtet. „Und zwar ſo ſagen wir weiter, nicht nur weil der
Kapitalismus die, wenn auch ſchwache Kraft dieſer ſog. Ano-
malen nicht gebrauchen will, ſondern auch weil die meiſten

dieſer Anomalen ihr Leiden durch die heutige Wirtſchafts
ordnung mit all ihren Folgen erlangt haben.
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14, Serbandstag der Muſchiniſten und Heizer.
Die Generalverſammlung tagte in der Woche vom 27.

zuni bis 2. Juli in Karlsruhe. Sie war von 60 Delegierten,
3 Vorſtandsmitgliedern und zahlreichen Gäſten, darunter Ver-
treter der badiſchen Regierung, beſucht.

Den Geſchäftebericht des Vorſtandes erſtattete Verbands-
zorſizender Klebe- Berlin. Er verwies auf den gedruckten
Bericht. Die Stärke und Kraft der Gewerkſchaft richte ſich
nicht nur nach der Mitgliederzahl, ſondern auch nach ihrer
volkswirtſchaftlichen Bedeutung. Und dieſe ſei bei dem Ver-
bäand der Maſchiniſten und Heizer ſehr groß. Die techniſche
Nothilfe, die übrigens ſehr koſtſpielig ſei, ſei zu bekämpfen.

Jn der Debatte wurde von mehreren Rednern der Aus-
tritt aus der Arbeitsgemeinſchaft verlangt, da dieſe nur dazu
dienen würde, die Profitwirtſchaft der Unternehmer zu unter-
ſtützen. Der größte Teil der Delegierten war mit der Tätig-
keit des Hauptvorſtandes einverſtanden. Der Streik der Ber-
liner Elektrizitätsarbeiter und die Verordnung des Reichs
präſidenten über das Streikverbot ſpielten eine große Rolle

Ausſprache. Die Berliner Delegierten ſagten, es
anz unwahre Behauptungen durch die Preſſe in die

ſinanspofaunt worden. Es habe ſich um keinen wilden
erſt nachdem alle Verhandlungsmöglich-

rſchöpft geweſen ſeien, habe man zu der ſchärfſten
Waffe gegriffen. Dem gegenüber betonte Schlichting-
Berlin vom Hauptvorſtand, die Bewegung ſei allerdings nach
rein gewerkſchaftlichen Grundſätzen eingeleitet, aber nicht zu

de geführt worden. Die Streikleitung habe die Verbands-
inſtanzen ausgeſchaltet. Es ſeien bei den Berliner Vorgängen
politiſche Drahtzieher mit am Werke geweſen. Der Vertreter
des A. B. G. B. Cohen- Berlin wies darauf hin, daß
die Ark gemeinſchaften nur eine Fortſetzung der Tarif-
politik der Gewerkſchaften ſeien. Man müſſe die Arbeitsge-
meinſchaften zum Vorteil der Arbeiterſchaft benützen, ſie

in der

rn dpir

bed er keine prinzipielle Feſtlegung.
Abſtimmung über die zum Geſchäftsbericht ge-

ſtellten Anträge fanden diejenigen, die Austritt aus der
Ark ſchnft verlangen, nicht die Unterſtützung des

Der Vorſtand wurde beauftragt, dahin zu
28ſtündige Arbeitswoche ſichergeſtellt wird.

Ferner wurde einſtimmig beſchloſſen, Schritte einzuleiten, um
das Ausnahmegeſetz bezügl. der lebenswichtigen Betriebe zu

d iomirfeir hDe ell, n h

Redaktionsbericht ſagte Redakteur Schlion z-
als ſeine Aufgabe betrachtet, den politiſchen

Streit aus dem Verbandsorgan fernzuhalten und nach den
»rundſätzen der deutſchen Gewerkſchaften das Batt redigiert.

Jn der Diskufſion wurde allgemein eine beſſere Ausgeſtal-

a nu
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tung des Verbandsorgans verlangt. Vor allem ſei das acht-
tägige Erſcheinen dringend notwendig.

Am dritten und vierten Verhandlungstag beſchäftigte ſich
der Verbandstag ſehr eingehend und lebhaft über die Frage
„Berufsorganiſation oder Jnduſtrieverband“. Die Meinungen
darüber waren ſehr geteilt. Ein Teil der Redner war für
Beibehaltung der Berufsorganiſation, weil nur in dieſem
es möglich ſei, die beruflichen Jntereſſen zu fördern. Ein
anderer Teil der Delegierten vertrat die Auffaſſung, daß
durch Schaffung von Jnduſtrieverbänden die Machtpoſition
der Arbeitnehmer gegenüber dem Kapitalismus bedeutend
vergrößert werden. Einige kommuniſtiſche Redner machten
Propaganda für eine große allgemeine Arbeiterunion, die
aber von ſämtlichen übrigen Rednern abgelehnt wurde. All-
gemeine Einſtimmigkeit herrſchte in der Ablehnung der Ver
ſchmelzung mit dem Metallarbeiterverband.

Der Verbandstag nahm zu dieſer Frage einſtimmig eine
Entſchließung an, in der ausgedrückt wird, daß der Verbands
tag in den Beſtrebungen einer chematiſchen organiſatoriſchen
Umgeſtaltung der Gewerkſchaften keinen Fortſchritt erblickt.
Die Eigenarten der jetzt beſtehenden Berufs und Jnduſtriever-
bände, ſpeziell des Zentralverbandes der Maſchiniſten und
Heizer, ſeien beruflich ſo einſchneidend, daß jede Chemati-
ſierung eine empfindliche Schädigung der Arbeits und Lohn-
bedingungen jedes einzelnen Berufskollegen nach ſich ziehen
würde.

Am fünften Verhandlungstag hielt Sektionsleiter Beh
rend--Berlin ein großzügiges Referat über „Die Soziali-
ſierung der Elektrizitätswirtſchaft“. Er begründete an Hand
eines reichhaltigen Zahlenmaterials die Notwendigkeit der
Sozialifierung dieſes Zweiges unſerer Wirtſchaft. Die wirt-
ſchaftliche Not Deutſchlands zwinge zur Sozialiſierung der
Elektrizitätswirtſchaft.

Jn der Ausſprache wurde geſagt, man müſſe ſozialiſieren,
ehe es zu ſpät ſei. Mit der Sozialiſierung der Elektrizitäts
wirtſchaft müſſe der erſte Schritt gemacht werden. Die Mei-
nung der Generalverſammlung kommt in ainer einſtimmig
angenommenen Entſchließung zum Ausdruck, in der ſie grund-
ſätzliche Aufrechterhaltung und Durchführung des Soziali-
ſierungsgeſetzes der Elektrizitätswirtſchaft fordert. Verlangt
wird auch, Beibehaltung des Beirates zur Bearbeitung der
Grundlinien für die praktiſche Durchführung des Geſetzes.
Die Generalverſammlung fordert im waiteren, eine Gliede-
rung der ſozialiſierten Elektrizitätswirtjſcaft in Bezirke. Das
Reichs ſowie das Bezirksdirektorium Ki auszuſtatten mit
Dezernaten für Arbeiterintereſſen, in depen Arbeitervertreter
mitwirken.

Ueber die Heizer- und Maſchiniſtenſchulen und
die Neuregelung der Dampfkeſſelüberwachung

Telephon 4681 J
Nur noch bis Donnerstag

Alte Promenade Ha

Fernruf 5738.

Sitten- Roman
Bl grosse Kapitel. VIn der Hauptrolle: Stella Hart.

Ein Werk von selten wuchtiger Wirkung,
das jeden fesselt, erschüttert und in

etemberaubender Spannung hält,
Auberdem das gr. LustspielJ

in gS Jeden das Seine
u Heigemann Stt d aus 4 emann. d e Grossee henen

augtäutigen faun Satanella

Nach d. bekannt. Roman
von Hedwig Hard:

Das Tagebuch einer an- Ein Spiel von der Liebe
ständigen Frau.

Vorführung: 4.30 6.40 9.00

unggezellenwſrtichat Entweder-- oder

Lustspiel in 2 Akten.

VJonSchreibtisch u Werkvtatt

Beginn 4 Uhr.

Der Roman „Tagebuch einer anständigen Frau“
an den Garderoben beider Theater erhältlich.

Der Heurche

Motto:
Cherchez la femme

Lust u. Leid i. 6Kapiteln
mit Luzie Doraine.

Waſhaſſe fheater.
Dienstag, d. 12. u. Mittwoch, d. 13. Jull

Auf vielseitigen Wunsch
Wiederholung:

Madaraln
Operettenposse in 3 Akten.

Tageskasse 10-1 und ab 6 Uhr.
eginn 8 Uhr.

referierte Ruckſtuh l1, Berlin. Der Verbandstag nahm hier-
zu Entſchließungen an, in denen der Verbandstag die Errich
tung von Heizerſchulen als einen Schritt zu einer einheitlichen
planmäßigen und beſſeren Ausbildung des Keſſelperſonals be
trachtet. Ferner wird im Intereſſe der Sicherheit der mit der
Wartung der Dampfkeſſel beſchäftigten Maſchiniſten und Heizer
ſowie der allgemeinen Sicherheit eine reichsgeſetzliche
Regelung der Da ſelüberwachung und die Schaffung ein
heitlicher ſtaatlicher Aufſichts- und Reviſionsbehörden ge-
fordert.

Nach einem Bericht über den letzten Gewerk-
ſchaftskongreß wurden Anträge angenommen, die
den Verbandsvorſtand beauftragten, im A. D. G. B. dahin
zu wirken, daß in allen ihm angeſchloſſenen Verbänden ein
heitliche Mitgliedsbücher, einheitliche Beiträge und einheit
liche Unterſtützungsſätze eingeführt werden. Als Grundlage
für die Beitragsleiſtung ſoll ein Stundenlohn gelten. Die
Erwerbsloſenunterſtützungen in den einzelnen freigewerkſchaft
lichen Organiſationen ſollen abgebaut und die ſtaatlichen
Unterſtützungen unter Mitwirkung der Gewerkſchaften weiter
ausgebaut werden. Anträge auf Entſendung einer Dele-
gation nach Moskau fanden nicht die Unterſtützung des Ver
bandstages.

Jm Anſchluß hieran wurden die Delegierten zum nächſten
Gewerkſchaftskongreß gewählt.

Nach einer eingehenden Statutenberatung wurde ein neues
Statut, das den gegenwärtigen Verhältniſſen angepaßt iſt,
in der von der Statutenberatungskommiſſion vorgeſchlagenen
Faſſung beſchloſſen. Die bereits am 1. April ds. Js. in
Kraft getretene Beitvagserhöhung und die Erhöhung der
einzelnen Unterſtützungsſätze ſanktionierte der Verbandstag.

Bei der Vorſtandswahl wurden die beiden Vor
ſitzenden Klebe und Schlichting und der Kaſſierer Jnſel
einſtimmig wiedergewählt. Redakteur Kirchnick, der Grün-
der des Verbandes, wurde durch einſtimmigen Beſchluß be-
auftragt, die Geſchichte des Verbandes zu ſchreiben. Die
Generalverſammlung ſprach ihm den herzlichſten Dank des
Geſamtverbandes für ſein verdienſtvolles Wirken im
Intereſſe der Kollegenſchafk aus. Die beiden Redakteur-
poſten ſollen ausgeſchrieben werden.

Bei dem Abſchied der ausländiſchen Delegierten gaben dieſe
der Hoffnung Ausdruck, daß bald eine Internationale der
Maſchiniſten und Heizer unter der Führung Deutſchlands
gegründet werde. Verbandsvorſitzender Klebe ſagte tat
kräftige Förderung dieſes Gedankens zu.

Damit waren die Arbeiten des Ver erledigt.
Der nächſte findet in zwei Jahren in Breslau ſtatt.

Wir empfehlen in extra, prima rarter
Qualität unsere neu eingetroffenenſieh ſſrnge
Stuck 125, 160, 190, 220, 260 und 300 Pig.

„Or.Nordsee
Tel. 1274, 1275 u. 5904

ADLER

Vorführ: 4.00 6.30 9.00.

Lustspiel in 3 Akten.

Die neuest Wochenderichte.

Beginn: 4 Uhr.
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tag den t2.

gen folgende Waren zu
tend ermüässigten Preisen

zum Verkauf:
Beifbezüqge

S linonbezuge m. 2 Kis sen 98
S Renforce.Bezüuqe 110-
S mit 2 Kissen
I Bettbezüge i knren 13800
S Bettbezüqge parafekissen

r t zn Regen Leiche 562

Stangenlieinen-Bezüge
13500

17*0

weiß mit
2 Kissen

Damen-Hemden,
eigener Herstellung

25.00 22.50 21.00 19.50

Der Verkauf bietet die höchste
Leistungsfähigkeit meines Ge-
schäfts und empfiehlt es sich,
davon ausgiebigsten Gebrauch

zu machen.

Wegener
Schmeerstr. 5, Tr.

Bei Einkäufen
bitten wir unsere Parteigenossen und L eser
sich auf die Inserate in der „Volksstimme“

Eintritt 3. M.zu beziehen. F. Winkler.

Saalschloss- Brauerei
Mittwoch, den 13. Jull 1921, abends 8 Uhr

Großes Konzert
der Kapelle Kott. Abends 10 Uhr:
Aus glorreichen Zeiten
grosses Fotpourri von Saro, hierzu

Grosses Feuerwerk v
ausgeführt von den Runstfeuerwerkern

Gebr. Pfeitfer, Cröllwitz.

n inen
Suche ſofort einenStellen finden Gehilfen

Dampfpflug-

wen Barlöller u
CÄÜÄÜcccchhes S

und Lehrling

J Prelscigehe Cotterie Einnahme

Willi Frauboes Stadtbad-Drogerie
Gr. Steinstrasse 65 (Nähe Haupipost), Tol, 5024.

enrtet e I. Klasse

Lospreise:
pro Klasse

Dienstag, d. 12. Juli 21,
Anfg. 7,, Ed. 10 Uhr:

Das Dreimäderlhaus

Maschinisten,Peide Angeſent v u Hermann Auth, Parbic,

iny Rlauer, Helbra.Magdeburg, Harsdorferſtr. 6 KRXXXXXXXXXXXXS

Kinder 1.50 M. V J5t a dte ates ereins Uze ge
zur

Bekanntgabe ſämmtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Hauptbüro daſelbſt,

Harz 42/44. Fernruf 6900.
Für die Agitation: Zimmer 12

Reinh. Dreſcher, Heinz Flücht, Sekretäre.

Mittwoch:
Carmen.

und folgende
der 18. lotterie

er I Million m
ren 790 000
wer 500000
wem 300000

in

e e e

Gewinne à 100000 v
Achtel Viertel Halbe
10. 20. 40.

ziehungsbeginn

Ganze

80. Mk.

Dauerhafte
bliettashen

allen Preislagen
sehr preiswert.

Lederwaren-Spezial-

w nur Schmeerstr. 19.

die herrenloſen Güter
öffentlich meiſtbietend
Barzahlung verſteigert.
anderen eine komplette nene
Kücheneinrichtung,
Korbſeſſel. 1 Korbtiſch,

eine größere Partie

c

Kaſſe: 38. Kafe: vie hen Raerer
Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts
dunde angeſchloſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der Arbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Bereine.

A d rf Dienstag, den 12. Juli, abendsmmen 0 7 Uhr, ſpricht in der „Warte“,
Str., in der Mitgliederverſammlung

enoſſe Willi Heſſe-Halle, über „Die Aufgaben
der Arbeiter im Volkswtrtſchaftsleben“. Da auch
ſonſt noch wichtige Punkte auf der Tagesordnung
ſtehen, wird das Erſcheinen aller Genoſſinnen u.
Genoſſen erwartet. Gleichzeitig laden wir alle
Leſer der „Volksſtimme“ ein.

Der Vorſtand.

prima Leder
und

Krasemann

Geschäft

nne„e.ÄÜÄÜQ J Üunn- Am Dienstag, den 12. Juli. abendsAuktionen vitterfeld. Uhr. im Jotak, Vring von Preußen

2 5 4 4 Mitgliederverſammlung. Referat des GenoſſenPrämien à T Schnabrich. Genoſſinnen und Genoſſen undAuktion ſonſtige Freunde der Sozialdemokratiſchen Partei2 0 a 0 A 3.7 “9 Uh werden hierdurch herzlichſt eingeladen. PflichtGewinne à 25 werden auf hen hieſigen aller Parteigenoſſinnen und Genoſſen iſt pünkt
Empfangsſchuppen liches und zahlreiches Erſcheinen

Der Vorſtand.
Delitzſch Dienstag, den 12. Juli, abends 8, Uhr,

Verſammlung der Frauengruppe
im „Bismarck“ (Saal). Vollzähliges Erſcheinen
wird erwartet. Gäſte willkommen.

Der Vorſtand.
Naundorf

egen
nter

zwei
bei Lauchhammer. Dienstag, den
12. Juli fiudet unſere fällige Mita Herren-Konfektion.orm gliederverſ abends 8 Uhr bei „Weſeam Diensta clen 12 cl M 1 gaß Aera 601 nigk ſtatt. Erſcheinen aller Genoſſen u. Benoſ

4 7 X colwertig), über 100 Flaſchen ſinnen iſt der wichtigen Tagesordnung halberSent u ä notwendig. Gäſte können durch Mitglieder ein
geführt werden. Der Vorſtand.

II



Halle, Montag, 11. Juli 1921.
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Heute abend 8 Uhr ſpricht
im „„Volkspark““

1. Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 159

Reichstagspräſident Genoſſe öbe.
Kein politiſch Jntereſſierter darf dieſer wichtigen Aufklärungsverſammlung fernbleiben. Karten ſind noch zu haben in der

Portel Angelegenheiten

Bezirksvorſtandsſitzung. Heute nachmittag 4 Uhr im Partei

Halle und 60ulkreisorte.

Halle, 11. Juli 1921.

An ulle Eltern ſchulpflichtiger Kinder!
Ferienwanderungen der Schulkinder.

Die großen Ferien ſtehen vor der Tür. Unſerer Schuljugend
ſchlagen die Herzen ſchneller in Erwartung der Ferienfreuden.
Gar manches Mädel und mancher Junge haben ſich ſchon einen
„Plan“ zurechtgelegt, wie ſie die vielen Tage der Erholung in der
heißen Sommerzeit am beſten „hin“bringen können. Die Jugend
der begüterten Eltern mag mit größerer Spannnug dem Schul-
ſchluß entgegenſehen, denn ihrer erwarten in Bädern, im Gebirge,
in ſchönen tiefen Wäldern ſo viele Ueberraſchungen und mannig
faltige Abwechſelungen, daß ihre Vorfreude recht verſtändlich iſt.

Auch von den Kindern, deren Eltern nicht mit größeren Geld
mitteln geſegnet ſind, werden doch viele einen „Onkel“ oder eine
„Baſe“ auf dem Lande haben, wohin die Kleinen abgeſchoben
werden können.

Aber außer dieſer bevorzugten Jugend gibt es doch ſehr, ſehr
viele Kinder, die auch nach dem Schulſchluß ihr tägliches Einerlei
mit Ausnahme des Schulbeſuches, nicht unterbrechen. Viele El-
tern ſehen der Ferienzeit mit Beſorgnis entgegen, weil ſie wiſſen,
daß ihre Kinder nun noch mehr wie bisher dem Straßenleben
ausgeſetzt ſind. Sind es doch ſo viele der Jungen und Mädels, die
während der ganzen großen Ferien kaum einmal aus dem Lärm,
Staub und der Hitze in der Großſtadt herauskommen.

An die Eltern dieſer Kinder wenden wir uns heute!
Kann dieſe Jugend keine Erholung für die kommende Schul-

jeit, keine Erfriſchung von Geiſt und Körper in den Sommer-
friſchen der beſitzenden Kreiſe finden, ſo ſoll ſie doch, wenn auch
nur unter beſcheidenen Verhältniſſen, einen Anteil haben an der
Freuden des Sommers.

Bei munteren Spielen in friſcher Luft und im Sonnenſchein,

auf fröhlichen Ausflügen durch Wald und Aue ſollen dieſe Klei-
nen eine willkommene Abwechſelung und Bereicherung an Ein
drücken für Augen und Herzen empfangen. Unter ihresgleichen
ſollen dieſe Knaben und Mädels ſich der ſchönen Sommerszeit in
freier, grüner Natur erfreuen.

Der Arbeiterwohlfahrtsausſchuß der SPD. hat es ſich zur
Aufgabe geſtellt, Ferienwanderungen mit ſchulpflichtigen
Kindern vorzunehmen. Unter der Leitung erfahrener Genoſſinnen
und Genoſſen ſollen in jeder Woche zwei Ausflüge ſtattfinden.
Abwechſelnd ſollen die Kinder von 6—-10 und die von 11--14 Jah-
ren an dieſen Wanderungen teilnehmen. Jrgend welche
Koſten entſtehen den Eltern nicht! Die Väter und
Mütter der uns anvertrauten Jugend können ohne jede Sorge
um das Wohl ihrer Kinder auf dieſen Wanderungen ſein. Die
Genoſſinnen und Genoſſen, welche ſich uns für die Leitung dieſer

Ausflüge zur Verfügung geſtellt haben, bieten eine Gewähr da-
für, daß die Kleinen unter beſter Obhut ſind.

Da die Wanderungen bereits in nächſter Woche beginnen ſol-
len, iſt es notwendig, daß die Eltern die in Frage kommenden
Kinder ſofort anmelden. Die Einzeichnung in die Liſte kann
ab heute im Gewerkſchaftshauſe, Harz 42—-44 im Zimmer Nr. 38,
oorgenommen werden, wo auch bereitwilligſt jede weitere Aus-
kunft über dieſe Wanderung und alle damit zuſammenhängende
Fragen gegeben wird.

Alle Wanderungen werden mit der Zeit und dem Ziel je
weilig eine Woche vorher in der „Volksſtimme“ bekanntgegeben.

Der Arbeiterwohlfahrtsausſchuß der S. P. D.

Abgebrochener Streik der Modelltiſchler.
Der Streik der Modelltiſchler iſt abgebrochen worden, weil das

zeſamte Lohnabkommen, welches in Halle von 6 Arbeiterverbän-
den unterſchrieben worden iſt, gekündigt wurde. Es wird erwar-
tet, daß in den Verhandlungen über die neue Lohnſtaffel die For
derungen der Modelltiſchler mit berückſichtigt werden.

Eine ausführliche Würdigung der Gründe des Streikabbruchs
bringen wir morgen.

Sondergericht,
Unverſtändliche Schärſe.

Unter dem Vorſitze des Landgerichtsrates Hule mann
vurde gegen den Barbier Paul Wölbling aus Unterröblingen
verhandelt. Die Anklage gegen ihn iſt ſehr dürftig und ſtellt wohl
den Gipfelpunkt einer an den Haaren herbeigezogenen Kon-
ſtruktion dar Wölbing verkauft nämlich im Nebenberufe
Zigaretten. Während der Unruhen im März wurde er au
von bewaffneten Arbeitern angegangen, ihnen Rauch-
waren zu verkaufen. Vernunftgemäß tat er dies auch und über
ließ den Aufſtändiſchen 1000 Zigaretten. Er hatte aber nicht mit
dem Eingreifen des Herrn Staatsanwaltes gerechnet.

Denn dieſer ſtellte ihn alsbald unter Anklage, die rote
Armee mit „Kriegsbedürfniſſen“ verſehen zu
haben. Daß Zigaretten zu Kriegsbedürfniſſen und Kampfes-
mitteln gehören ſt entſchieden eine epentdecung, Wege n
vermutete aber die Anklagebehörde, daß er den Rotgardiſten au
noch anderes, J Material überantwortet habe.
Aber auch in dieſer Beziehung ergibt die Verhandlung keinerlei
Belaſtungsmomente. Deshalb mußte der Angeklagte ſogar auf

trag Staatsanwaltes freigeſprochen werden. was
auch geſchah.

J

dere
er

den in die Maſſenſchleuderten. Der Kollege forderte
bei der Verteilung der Flugblätter behilflich zu ſein.

o

D

Aufreizung
ſtehende Staatsgewalt und die Geſetze gewvwertet
wiſſen, ſieht den
200 Mark Geldſtrafe.
Eelger Schärfe über dieſen Antrag weit

Glauben und ihn e einen KAPD.-Organiſator hält.
e rgeklagten die Bewährungsfriſt zu verſagen. Fall
in der Geſchichte der ſchon immer nicht rühmlich bekannten Son ſtellung überwieſen werden. Ar e 33 da. Der Herr Staatsanwalt ſetzt dem Gan u Ire Anzahl Bewerber in

zen aber noch die uGefängnis abführen.

Buchhandlung „Volksſtimme“.

Der Hobler Fritz Scholl aus Halle traf Mitte März einen
en, der Flugblätter verteilte, die vom Erwerbsloſenrat und
APD. eſe t waren und etliche muskelſtarke

cholle auf,

lle tat dies, ohne auf den nhalt zu aer Herr Staats anwalt wi
ten.

dies als eine öffentliche
zum Ungehorſam gegen die be-
all aber milde an und beantragt egen Scholle

Das Gericht eht in ſchwer zu ver
inaus und verurteilt

olle zu 6 Monaten Gefängnis, weil es ſeinen Angaben keinen

dem Antrafe nicht auszuſetzen, d.
eht

ießt es, die

rone auf. Er läßt dem Angeklagten,
er ſich bisher auf freiem Fußebefand, ſofort ins

Der 3. Renntag.

des halliſchen Rennvereins war in jeder Beziehung ein Erfolg.
Trotz der ſtarken Konkurrenz an verſchiedenen Plätzen des Reiches
hatten die einzelnen Rennen eine ganz annehmbare Beſetzung ge
funden, ſodaß die Felder diesmal durchſchnittlich größer waren,
als an den erſten beiden Tagen. Der gebotene Sport war gut,
man ſah verſchiedentlich recht ſpannende Endkämpfe. Einige
Ueberraſchungen wirkten anfeuernd auf die Wettluſt des Publi-
kums. Der Toto arbeitete auffallend ſchnell. Es wurden in der
Hauptſache Jagd und Hindernisrennen gelaufen. Leider kam
es dabei wieder zu einigen Stürzen, die aber zum Glück bis auf
einen glimpflich verliefen. Der bekannte Herrenreiter Säuber-
lich ſtürzte ſchwer. Er mußte dem Krankenhauſe zugeführt wer-
den. Auch ein kleines Rennbahnſkandälchen kann verzeichnet wer
den. Nach dem dritten Rennen, das einen ſcharfen Endkampf
zwiſchen „Bonis“ und „Kiek in die Welt“ brachte, und in dem
der erſtere vom Richter als Sieger bezeichnet wurde, verſuchte ein
Teil des Publikums in die Büroräume einzudringen. Die
erhitzten Gemüter beruhigten ſich jedoch bald wieder, nachdem der
vom Stall eingelegte Proteſt abgewieſen war. Die Beſucherzahl
dürfte mit etwa 30 000 nicht zu hoch bemeſſen ſein, ſie kam den
Rekordzahlen des vergangenen Jahres recht nahe.

Nachſtehend die einzelnen Ergebniſſe:1. Verbandsrennen: 2400 Metex. 15 000 Mk. 1. San
Martino (v. Keller). 2. Corſar (Glaſer). 3. Skalde (v. Weſtern-
hagen). Tot.: Sieg 31, Platz 11, 10. Ferner liefen: Meerkatze,
Menno.

2. Ratswieſen-Rennen: 1200 Meter.
1. Sonderling (Preißler). 2. Leuchtturm (Kukulies). 3. Parität
(Hellebrandt).
liefen: Famos, Meniko, Roſenkavalier, Panzerturm, Frieſia.

3. v. Rauch-Hürdenrennen: 3000 Meter. 20 000 Mk.
1. Bonis (Einfinger). 2. Kiek in die Welt (Kuhnke). 3. Cſardas
Fürſtin (Loſſe). Tot.: Sies 18, Platz 18, 20. Ferner lief: Sterna.

4. wir h h Jahre: 4500 Meter. 25 000 Mk.

16 000 Mk.

Tot. Sieg 111, Platz 10, 10, 10 (2 2). Ferner

letzen Tage vor ihrem
mochte deshalb die Rei
kenvorräte erſt zu beginnen, als über die künftigen Gebührenſätze

vermutlich für
meldet werden als in den Vorjahren. Dazu kommt, daß zahlreiche
Lehrer von den bisherigen Vor
ſchulen am 1. 4. 21 in

g. daß durch den
er aus

1. Galant (v. Keller). 2. Mara (Beſ.). 3. Pflicht (Metſch). Tot.:
Sieg 14, Platz 14, 27. Ferner liefen: Midham (4.), Nova, Char-
leys Couſin (gef.).

5. Sommer- Ausgleich 1800 Meter. 22000 Mk.
1. Fra Diavolo (Hellebrandt). 2. Palme (Kuhnke). 3. Ringan
(Heidt). Tot.: Sieg 22, Platz 15, 31, 24. Ferner liefen: Tanz,
Saloniki, Lebenskünſtler, Willibirg, Travezkünſtler.

6. Teichjagd-Rennen: 3800 Meter. 16 000 Mk. 1. Jnka
(Beck). 2. Boryſthene (Schlutius). 3. Salom. Glory (Oblt. Meyer).
Tot.: Sieg 98, Platz 27, 53, 21. Ferner liefen: Seemann (sgef.),
Marcheſe (gef.), Kentucki, Les Graviers.

7. Preis der Moritzburg: 3200 Meter. 16000 Mk.
1. Kieſer (Preißler). 2. Orianne (Kukulies). 3. Karl der Große
(Kuhnke). Tot.: Sieg 18, Platz 13, 15. Ferner liefen: Sage,

Fulvia (gef.). 7Kapitalskonzentration im Halleſchen Bankgewerbe.
Der Halleſche Bankverein von Kuliſch, Kämpf u. Ko p. er

höht ſein Aktienkapital von 36 Millionen auf 45 Millionen Mark.
Gleichzeitig tritt er in eine wenn auch noch loſe Verbindun
mit dem Bankhauſe Lehmann. Dieſes übernimmt einen Te
Aktien des Bankvereins und der Jnhaber tritt in den Aufſichtsrat
ein, während der Bankverein ſich mit einer entſprechenden Ein
lage beim Bankhaus Lehmann revanxchiert.

Verärgerung der Poſtſcheckkunden. Das Reichspoſtminiſterium
reibt uns: Unter dieſem Stichwort wird in den Zeitungen die
titteilung verbreitet, daß die Poſtbehörde neuerdings briefli

Mitteilungen die der Abſender einer Zahlkarte auf ihrem Ab-
ſchnitt dem Empfänger gemacht hat, überkleben laſſe, wenn ſie ſich
nicht ausſchließlich auf die eingezahlte Summe beziehen. Die
Poſtverwaltung hat keinerlei Anordnung getroffen, daß Mit
teilungen auf Zählkartenabſchnitten bei den Poſtanſtalten derart
behandelt oder etwa von ihne ngeſtrichen werden dürfen. Bee
iſt mit Zuſtimmung des Reichsrats im April d. J. die 5 check
ordnung dahin ergänzt worden, daß der Abſchnitt der Zahlkarte
zwar zu Mitteilungen an den Poſtſcheckkunden dient, Zahlkarten
jedoch, die unter Ausnutzung des Poſtſcheckverkehrs offenſichtlich
nur deshalb verwandt werden, um unter Umgehung der Poſt
gebühren Nachrichten oder geſchäftliche Anpreiſungen zu übermit-
teln unzuläſſig ſind. Mit dieſer Beſtimmung ſollen alſo lediglich
die Auswü e getroffen werden, wo jemand ausenſcheinlich r
ringfügige r 43 mittels Zahlkarte deshalb einzahlt,um den Für ſchriftliche Mitteilungen auf dem Zahlkartenabſchnitt
vorgeſehenen Raum entſprechend auszuſchlachten. Zahlkarten, bei
denen die Poſtanſtalten dergleichen feſtſtellen, ſind nach den be
ſtehenden Beſtimmungen dem Abſender unverändert zurück
zugeben.

Ueber den Mangel an 15 Pfg.-Marken iſt in den rückliegen-
den Wochen wiederholt geklagt und der Poſtverwaltung deshalb
das geeignet Erſcheinende in Juſchriſten und in der Oeffentlichkeit
bemerkt worden. Die Reichspoſtverwaltung bemerkt dazu, daß
die Reichsdruckerei, ſobald ſich bei den Vorermittlungen über die
letzte Poſtgebührenerhöhung die neuen Gebührenſätze Mitte
Februar mit einiger a überſehen ließen, alsbald Auf-
trag erhalten hat, t rbeitsplän vornehmlich auf die An
fertigung derjenigen Wertzeichen einzuſtellen, nach denen bei Jn-
krafttreten der neuen Gebühren der Bedarf beſonders groß ſein
wird. Dieſe Anordnung bezog a namentlich auf die Herſtellung
von 15 Pfg.-Marken, die vor dieſer Gebührenordnung eine Zeit
lang im Verkehr nicht gebraucht worden waren. Die vom Reichs
poſtminiſterium im Geſetzentwurf vorgeſchlagenen Gebührenſatze
wurden dann aber von den geſetzgebenden Faktoren wiederholt
eändert. h konnte die Reichsdruckerei die 15 Pfg.
darken in großen Mengen nicht anfertigen. Jn ähnlicher Weiſe

Mi ſich im Jahre 1920 die Verhandlungen der geſetzgebenden
örperſchaften über die damalige Gebührenvorlage bis in die

l

nkrafttreten hingezogen. Beide Male ver
ruckerei mit der Herſtellung neuer Mar-

Bei dem in Betracht kommendenkein r ndMillionenbedarf an Wertzeichen war unter dieſen Umſtänden der
beklagte Markenmangel,
übergehend unvermeidlich.

r inzwiſchen behoben iſt, leider vor

Bewerbungen um Anſtellung als Volksſchullehrer bezw.
tn T Sfttat m für die nächſten Jahr ausſichtslos. Nach

icher Erhebungen werden am 1. April 1922s erſte Shuljehr 1500 Schüler weniger ange-

ulen und Unterklaſſen der Mittel
uldienſt übertraten. Ferner iſt
ürſorgedienſt eine rer
nungen der Stadt Halle zur An
will die Regierung in Merſe
alle unterbringen. Um Porto

W Papier zu ſparen, empfiehlt es ſich, von Bewerbungen beim
hieſigen Magiſtrat vorläufig ganz abzuſehen.

Anmeldung ſtehender Gewerbebetriebe. Die durch S 14 der
Reichsgewerbeordnung und S 52 des Gewerbeſteuergeſetzes vor
geſchriebenen Anzeigen über Eröffnung bezw. Uebernahme eines
ſtehenden Gewerbebetriebes müſſen im hieſigen Orte vorher oder
am Tage der Eröffnung oder Uebernahme des Betriebes i
oder mündlich im Gewerbeſteuerbüro, Rathausſtraße 19, III, Zim-
mer 72, erſtattet werden. Auch die im Handelsregiſter eingetra-

enen Firmen haben die Neueintragung bezw. den Wechſel derdenen nete ebendort anzumelden. ei der Anmeldung ſi.d
egitimationspapiere und der Nachweis der gewerblichen Nieder-

laſſung vorzulegen.
Fundſtelle der Straßenbahn: Jn der Zeit vom 1. bis 30. Juni

1921 ſind die nachſtehend aufgeführten Gegenſtände in den Wagen
der ſtädtiſchen Straßenbahn gefunden worden: 14 Regenſchirme,
10 Spazierſtöcke, 1 Peitſche, 11 Portemonnaies, 2 Brieftaſchen,
1 Paar Schuhe, 10 Paar Handſchuhe, 2 einzelne Handſchuhe,
1 Handkörbchen, 1 Knabenmantel, 1 Topf, 1 Eſſentopf, 1 Hemd,
1 Badehoſe, 1 Markttaſche, 1 Taſche Jnhalt Topf, 1 Badehand-
tuch und Badehoſe, 1 Markttaſche, 1 Klemmer, 1 Bürſte, 1 Paar
Strümpfe, 1 Topfdeckel, 1 Schlüſſelbund, 1 Ledermappe, 1 blaue
Mütze, 3 Kindermützen, 1 Bierzipfel, 1 Buch, 1 Tee1 Frühſtückskoffer, 1 Briefmartentäſchchen, 1 Handtäſchchen,
5 Schlüſſel, 1 kleine Schere, 1 Tuch, 1 Taſche Jnhalt Blechbüchſe,
1 Handtaſche mit Schlüſſel, 2 Schreibhefte, 1 Paket Gummiringe,
1 Henkeltopf, 1 Schreibtäſchchen mit Jnhalt, 1 Rolle Drahbt,
3 Photographien. Die Empfangsberechtigten werden unter Hin
weis auf Paragraphen 980/981 BGVB. erſucht, ihre Rechte in
unſerem Fundbüro, Berliner Straße 1, innerhalb einer Friſt von
drei Monaten vom heutigen Tage an gerechnet geltend zu machen.
Nach Ablauf dieſer Friſt werden die Fundſtücke öffentlich ver-
ſteigert. Der Zeitpunkt der Verſteigerung wird ſeinerzeit bekannt
gegeben.

Die Glaſer- und Tiſchlerarbeiten für die zu den Loſen IV,
V und VI gehörenden ſtädtiſchen Kleinwohnungsbauten an der
Merſeburger Straße ſollen im Wege der Wettbewerbung vergeben
werden. Mit Aufſchrift verſehene Angebote ſind
bis Mittwoch, den 20. Juli, vormittags 10 Uhr an das Magiſtrats
Büro IH Hochbau Zimmer Nr. 106 des Sparkaſſengebäudes,
Rathausſtraße 6 II, einzureichen.

Halliſcher Lehrerverein. Dienstag, den 12. 7., abends 8 Uhr,
in der Talamtſchule 1. Vortrag. Einſteins Relativitätstheorie.
Gang gent Dr. Wichmann.) 2. Konrektorenfrage. (Lehrer

re Die Neuwahl eines Vorſitzenden findet erſt in einer
ſpäteren Sitzung ſtatt.

Stadttheater. Heute Montag, abends 7 Uhr, gelangt „Der
Roſenkavalier“ zur Aufführung. Dienstag 724 Uhr „Das Drei-
mäderlhaus“, Mittwoch „ECarmen“, Donnerstag „Als ich noch im
Flügelkleide“, Freitag „Nachtaſyl“ von M. Gorki, Sonnabend
„Der r w“ onntag nachmittag Volksvorſtellung „Kain“,
Sonntag abend „Der Roſenkavalier“.

Freie Volksbühne Halle. „Gas“. Anfang 724 Uhr. Spiel
tage: J: Montag, den 11., K: Mittwoch, den 13. Juli 1921.

Konferenz des Unterbezirks Salle- Saalkreis.

Am Sonntag, den 10. Juli, fand in Könnern die feſt-
geſetzte Konferenz des Unterbezirks 1 ſtatt. Mit dem ſtim-
mungsvollen Vortrag eines Freiheitsliedes durch den Sänger-
chor des Könnernſchen Ortsvereins wurde die Konferenz
begonnen. Gen. Schlüter Könnern begrüßte darauf im
Namen des Ortsvereins die Delegierten. Dann wies der
Vorſitzende Gen. Strauß auf die Bedeutung dieſer Kon
ferenz als unerläßliches Glied in den Plan unſerer in Aus-
ſicht genommenen Agitation hin. Er erwähnt die bisher
gemachten Erfahrungen und fand die rechten Worte, den
Genoſſen den Weg zu weiſen, die einmal begangene Arbeit
fortzuſetzen.

Dann wird in die Tagesordnung eingetreten. Zunächſt
berichten die Delegierten der einzelnen Ortsvereine über die
bisher geleiſtete Agitationsarbeit. Bemerkenswert iſt dabei,
daß der Kampf der rechtsſtehenden Elemente ſich vielfach nicht
gegen die extrem linksgerichteten Parteien, ſondern haupt-
ſächlich gegen unſere Partei richtet. So wurde dem neuge-
wählten Amtsvorſteher in einem Orte des Saalkreiſes, der
Mitglied unſerer Partei iſt, der Hinauswurf aus der Woh
nung angedroht, wenn er ſo dreiſt ſein ſollte, ſeine Tätigkeitals och aufzunehmen. Aus Gröbers iſt zu berichten,
daß dort die kommuniſtiſchen Bauarbeiter den ichtſchmaus
beim Neubau der dortigen Zuckerfabrik unter der ſchwarz-
weißroten ge feierten. Gen. BeyerlingStuttgaz
berichtet über ſeine Erfahrung während ſeiner kurzen Tätig
keit im Bezirke und weiſt darauf hin, daß in den kleinen
Ortſchaften noch zu wenig bekannt iſt, daß die „Volksſtimme“
das wirkliche Organ der Partei iſt. Nur aus dieſem Grunde
werden oft noch andere Blätter gehalten.

Jn der langausgedehnten Diskuſſion wurden alle Punkte
angeſchnitten, die in der Kleinagitation von Bedeutung ſind.
Viele glückliche Anregungen wurden von den einzelnen Red-
nern gegeben. Bei allen Parteigenoſſen kam eine zuverſicht-
liche Geſamtauffaſſung zum Ausdruck, daß die bevorſtehende
Arbeit von Erfolg ſein wird.

Es folgt der zweite Punkt der Tagesordnung: das Re
ferat des Genoſſen Flücht über die Agitation im Saalkreis,
das ebenfalls wertvolle Anregungen gibt und ohne Diskuſſion
entgegengenommen wird.

Nach der Mittagspauſe wurde zur Aufſtellung von zwei
Kandidaten zur Delegiertenwahl zum Parteitag geſchritten,gewählt wurden der Gen. Frugt mit 21 Stimmen, die
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Genoſſtn Röpert eigen: „Die Reichsfrauenkonferenz und kratiemus

r trteitag werden dringend erſ z
auf n Undeutſch 15 Stimmen. Zur Reichefrauen

uhalten. Daß man aber an der e
die Reichstags und fechaft das ttapital, nämlich die Continentale Geogeſell

ſchaft in Deſfau, ganz erheblich beteiligte, zeugt von einem
h wird einſtimmig die Genoſſin Undeutſch als Ver ſehr erheblichen Mangel an Vertrauen zu der r Tüch

Rpert zu eigen: „Die frauenkonfer
Parteitag werden dringend erſucht, die Reichstag- u
Landtagsfraktion zu veranlaſſen, dahin zu wirken, daß eine
baldige Umarbeitung der deutſchen Lehrbücher für alle
Schulen vorgenommen wird. Alle Sachen, die geeignet rnden monarchen Perſonenkult z fördern und die dem

treterin des Unterbezirks 1 gewählt. T vfernerhin die Un a folgenden n z

pazifiſtiſchen Aen 3f des größten Teiles des deutſchen
Volkes zuwiderlaufen, ſind zu entfernen.

Ferner mag die Konferenz eine Mitteilung e
daß die ſozialiſtiſchen Frauen des Bezirks eine Reſolutionan den Jnligmint er geſandt haben, die die Zulaſſung der

Frauen zum Laienrichteramt fordert.
Unter dem Punkt „Verſchiedenes“ kommen Beſchwerden

zur Sprache, daß immer noch an den verſchiedenſten OrtenPerjonen wegen ihrer republikaniſchen Geſinnung ſchikaniert

werden. Die Beſchwerden verdichten zu folgendes Forde
rung: „Jm Reiche und in den Einzelſtaäten ſind Sicher
hert en zu ſchaffen, daß kein Arbeiter, Staatsbeamter, An
geſtellter und Gewerbetreibender wirtſchaftlich geſchädigt
wird, wenn er ein verfaſſungsmäßiges Amt im republika
niſchen Sinne ausübt; ſei es in der Gemeinde, in der Proving,
im Staate oder auch in einem induſtriellen Unternehmen.

Zum Schluß gibt der Gen. Keitel einen kurzen Ueberblick
über die Arbeit unſerer Parteigenoſſen im Kreistage und
ſchildert das Perhältnis zu den anderen Parteien bei dieſer
Arbeit.

Mit einem anfeuernden Schlußworte und einem drei-
naligen Hoch auf die Sozialdemokratie erreichte die Kon
jerenz ihr Ende.

Diemitz. Oeffentliche Verſammlung.
Donnerstag abend fand im wo

e Verſammlung ſtatt, in der Winzer- Breslau
über Deutſchlands Lage und demokrati Republik“ n
Leider war die Verſammlung infolge des ſchlechten Wetters u
einiger anderen örtlichen Veranſtaltungen nur ſchwach beſucht.
Genoſſe Winzer ſtreifte in ſeinem Vortrag ſämtliche politi
Tagesfragen und behandelte ausführlich das Ultimatum und
auch die oberſchleſiſche Frage. Eine Diskuſſion fand nach dem
Vortrag nicht ſtatt. Als Erfolg konnten wir einige Neuaufnahmen
in die Partei verzeichnen. Es zeigte ſich, daß es auch in Diemitz
vorwärts geht.

Ammendorf. Die öffentliche Siedlerverſamm-
rn im „Elſtertal“, zu der als Vortragender Herr Stadtbaurat
Sollinger aus Merſeburg gewonnen war, iſt als ein Licht-
i in dem ſo überaus ſchwierigen Siedlungsweſen zu betrachten.
Nicht große Pläne, ſondern klare, h Aufklärung und Anu-
leitungen, wie baue i

daß auch der kleine
er

Am
us zu Diemitz eine

ſchnell ohne Kraftverzettelung und billig,
nun ein Eigenheim verzinſen kann, warten

ernpunkt ſeiner Ausführungen. Am intereſſanteſten war
wohl die neue Bauweiſe von ihm, die von der Stadt Merſeburg
jetzt praktiſch r x wird. Das Material iſt billiger
Schwemmſtein, der nicht als Stein, ſondern als Maſſe in eine Per
ſchalung, wie in eine Gießform gegoſſen wird, in der die Tür
und Fenſter en vorher mit engere werden. Die auf dieſe
Weiſe hergeſtellten Wände ſind gut iſoliert und nagelbar. Eine
ung eſtehend aus einem Wohnzimmer, einer Küche und
3 S v iſt in 1000 Arbeitsſtunden gebaut bei einer Anfuhr
von 1 ggon Material für die Mauern, beſtehend aus 46 Sack
Zement, Bauſand und Schlacke, für den Erbauer wohl die billigſte
und ſchnellſte Bauweiſe, die bis jetzt bekannt ſein dürfte. Dieſenet des Bauens iſt ſo einſach daß ſie von jedem Laien aus-

geführt werden kann und beitragen wird, daß weitere Kreiſe
der Jrbeiterſ da ermutigt der Frage zur Schaffung eines eige
nen Heimes praktiſch näher treten. Die Ausführung ſolcher Bau
en in Merſeburg können Jntereſſenten ſelbſt in Augenſchein neh-
men. Es wäre zu begrüßen, wenn davon reichlich Gebrauch ge-
macht würde. Die weiteren Ausführungen, die der Verſamm-
lung zeigten, in welcher nbrechenden Weiſe die Stadt Merſe
zurg in Verbindung mit dieſer billigen Bauweiſe den Siedlern
Figenheime mit einer Verzinſung ſchafft, iſt geneigt, in
den Siedlungswilligen der Stadt Halle einen nicht gelinden Reid
zu erregen. Wir wollen hoffen, daß auch in Halle bald das Eis
bricht und dem Beiſpiel dieſes Städtchens folgend, dieſes wichtige
Problem gelöſt werden wird. A. H.Schlettau. Am letzten Sonnabend fand hier eine von der
Sogial demokratiſchen Partei einberufene öffentliche
Verſammlung ſtatt, in der Genoſſe Paul Beyerling undStuttgart ein Referat über die politiſche und wirtſchaftüche

Lage in Reich und Staat hielt. Jn länger als einſtündigen
Darlegungen ſchilderte der Redner die Umſtände, die uns
die augenblicklichen Zuſtände gebracht haben, und geißelte
das demagogiſche Treiben der Rechtsparteien, die Schuld
daran der Revolution aufzuhalſen. Die Schuldenlaſt des
Reiches, die Kriegsentſchädigungen und die wirtſchaftlichen
Maßnahmen fanden eine ſachliche, mit beweiskräftigem
Zahlenmaterial belegte Darſtellung, des weiteren legte er die
Steuerpläne dar, um un Schluß die Arbeiterſchaft zur ge-
ſchloſſenen Abwehr aller rückſchrittlichen Beſtrebungen und
Pläne aufzufordern. Die Ausführungen des Redners fanden
den einhelligen Beifall der Anweſenden, und es wurde nur
in kurzen Ausführungen von einem Verſammlungsbeſucher
Stimmung zu machen geſucht für ein radikales Vorgehen.
Es gelang dem Referenten aber leicht, die Anweſenden von
der Richtigkeit und Zweckmäßigkeit der Taktik unſerer Partei
zu überzeugen, und ſo endete die Verſammlung mit einem
unbeſtrittenem Erfolg für uns.

Provin und Umgegend

Ke Gleltrizitätswirtſchaft der Provinz 6achſen.

Von Fr. Schmidt in Gröbers.
Das Gebiet der Provinz Sachſen iſt faſt ganz mit Elektri-

zität verſorgt. Die noch fehlende Verſorgung der Kreiſe
Jerichow 1 und 2, Torgau, Eckhartsberga, Heiligenſtadt, Wor
bis, Sangerhauſen iſt in der Ausführung begriffen. Jn
den Städten beſtehen meiſt Gemeinde-Elektrizitätswerke, die
den Strom ſelbſt erzeugen. Das Land wird von Ueber-
landzentralen verſorgt, die den Strom aus privaten Kraft
werken beziehen und nur in einzelnen Fällen ſelbſt erzengen.
Die Ueberlandzentralen find meiſt Genvſſenſchaften, zum klei
nen Teil auch Unternehmungen in Form von Gefellſchaften
mit beſchränkter Haftung oder Akktiengeſellſchaften, Die
große Zerſplitterung auf dem Gebiete der Elektrizitätsver-
ſorgung hat 1916 den Beſchluß des Provinziallandtages
gezeitigt, die Verſorgung als öffentliche Angelegenheit der
Provinz Sachſen zu betreiben. So richtig dieſer Beſchluß

falſch iſt er ausgeführt worden. Es war zwecmäßig,

n in der einsr

tigkeit. Glaubt man denn im Ernſt davan, da rivatbapital ſich nur deteiligt, um die öffentlichen bubeu ſen zu

fördern? Das Privatkapital wirt Profite machen, und wird
das ſchon beſorgen, mag die Provinz dagegen noch ſo viele
Sicherheiten geſchaffen haben. Auf die Geſchäfteführung der
Geſellſchaft wird das Privatkapital trotz alber entgegenſtehen
den Vertragspara den entſcheidenden Einfluß erlangen.
Die Millionenau für Herſtellung von Zeitungen uſw.
wird das Privatkapital Tochtergeſellſchaften zuſchanzen und
daran gut verdienen, ohne daß die ntlichkeit etwas
gewahr wird. ſt der Ausbau beendet und hat das Privat
kapital die hohen Profite eingeſteckt und dadurch die Anlagen
teuer gemacht, dann wird es ſich vom Unternehmen zurück
ziehen, denn am Stromverkaufsgeſchäft allein iſt nicht
viel zu verdienen. Die Provinz hat für die Aktiengeſell-
ſchaft Zinsgarantien übernommen, dadurch ſeine Kreditfähig-
keit für das Unternehmen nutzbar gemacht, und das Privat
kapital hat dauernde Vorteile. Oeffentliche Mittel ſind aber
nicht dazu da, um dem Privatkapitale Vorteile ver
Elektrizitätswirtſchaft immer mehr in ein privatkapita ſ9
ſchaffen. Das Gebaren der Provinzialverwaltung treibt die
Fahrwaſſer hinein, wodurch eine wirkliche Sozialiſierung
länger je mehr erſchwert, ja nachgerade unmöglich gemacht
wird. Der Provinzialausſchuß ſpricht zwar nur von einer
Sogzialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft, ſtellt ſich darunter
aber ganz etwas anderes vor, was man gewöhnlich darunter
verſteht. Will man zu einer wirklichen öffentlichen Ebektrizi
tätswirtſchaft kommen, dann muß die Continentale Gas
geſellſchaft aus dem Elektrizitätswerk SachſenAnhakt Akt.Geſ.
entfernt werden. Sache des Provinziallandtags wird es
ſein, dieſen Willen unzweideutig zum Ausdruck zu bringen.
Sonſt entfernen wir uns immer mehr von der öffentlichen
Wirtſchaft.

Das Elektrizitätswerk Sachſen- Anhalt läßt jetzt große
Leitungen bauen 1. von Golpa über Deſſau, Förderſtett und
und Diesdorf zum Anſchluß an eine bereits fertige Leitung

ke-Magdeburg, 2. von Magdeburg nach Stendal, 3. von
chterſtedt wach Harbke, 4. von Crottort nach Wilhelmshall,

ö. von Wilhelmshall nach Waſſerleben. Die Provinz hat
zu dieſem Zwecke für 55 Millionen der Anleihen der Geſell
ſchaft die Bürgſchaft für Zinſen und Tilgung übernommen.

Bisher hatte das Elektrizitätswerk Sachſen-Anhalt nur
Verträge über Stromlieferung aus den privaten Kraftwerken
Harbke, Gröbers, Nachterſtett, Holzweißig. Es iſt aber not
wendig, daß die SGeſellſchaft auch Einfluß auf die Stromer-
zeugung erhält. Sie wird zu dieſem Zwecke in Gemeinſchaft
mit dem preußiſchen und braunſchweigiſchen Staate in der
Nähe von Helmſtedt ein Großkraftwerk errichten, womit für
den Regierungsbezirk Magdeburg die Stromerzeugung in die
öffentliche Hand kommt. Jm Regierungsbezirk Merſeburg liegt
zwar das ReichsGroßkraftwerk Golpa, dies kommt aber haupt-
ſächlich für die Strombelieferung der Reichsſtickſtoffwerke bei
Wittenberg und der Städte Berlin und Leipzig in Frage.
Um auch hier die Erzeugung in die eigene Hand zu bekom-
men, hat die Geſellſchaft das Kraftwerk Groß-Kayna bei
Merſeburg zunächſt gepachtet. Das genügt aber nicht. Die
Geſellſchaft muß ſehen, daß ſie noch ein Kraftwerk im Re
ierungebezirk Merſeburg in die Hand bekommt. Will dierwatkeſtherin nicht, dann muß die Geſellſchaft ſelbſt ein

neues Werk bauen, Aus dieſen Werken in Verbindung mit
den Privatwerken Bleichard und Gispersleben könnte auch der
Regierungsbezirk Erfurt verſorgt werden.

Um auf die vorhandenen reinen Privatunternehmungen
Einfluß zu gewinnen und deren Ueberführung in die öffent
liche Wiſſenſchaft vorzubereiten, hat die Provinz ſich an fol
genden Unternehmungen beteiligt: 1. Reberlqndzentrale Süd
harz in Bleicherode, G. m. b. H.; 2. Landkraftwerke Leipzig
A.G. Kraftwerk Thüringen A.G. in Gispersleben; 4. Ueber
landzentrale Mansfelder Seekreis Reg.-Bez. in Amsdorf;
Elektriſche Kleinbahnen im Mansfelder Bergrevier A.G. An
dieſen Unternehmungen hat ſich auch die Geſellſchaft Sachſen-
Anhalt beteiligt. Es ſcheint, daß die Beteikigungen ſehr haſtig
erfolgt ſind und die Aktien und Anteile weit über den inneren
Wert der Unternehmungen bezahlt wurden. Der Provinzial
landtag ſollte dieſe Erwerbsgeſchäfte nach dem Geſichtspunkte
hin einer Nachprüfung unterziehen. Die Bertreter der Pro-
vinz und der Geſellſchaft Sachſen-Anhalt ſitzen in den Auf-
ſichtsräten der Geſellſchaften. Es muß Wert darauf gelegt wer
den, daß die Aufſichtsvertretervergütungen nicht zur Berei-
cherung der Perſonen dienen, ſondern der Provinz und der
Geſellſchaft Sachſen Anhalt zufließen. Der Provinzialland
tag ſollte dies kontrollieren.

Mit Beteiligung der Provinz und der Geſellſchaft Sach
ſen-Anhalt iſt die Landelektrizitäts-G. m. b. H. in Halle ge-
gründet worden. Dieſe Geſellſchaft iſt als Spitzengeſellſchaft
der beſtehenden genoſſenjchaftlichen Ueberlandzentralen gedacht.
Praktiſch iſt die Landelektrizität G. m. b. H. bisher nur da
durch in Erſcheinung getreten, daß ihre ſehr erheblichen Ver
waltungskoſten (bei der Geſellſchaft ſind nicht weniger als
4 Direktoren) von den Stromvetbrauchern mit aufgebracht
werden müſſen. Dabei haben ſich bei den einzelnen Ueberland
zentralen die Verwaltungskoſten nicht ermäßigt, denn hier iſt
noch dasſelbe Perſonal wie früher. Die Landelektrizität iſt
eine verfehlte Gründung und ſollte als Urſache einer künſt-
lichen Verteuerung der Elektrizität je früher deſto beſſer wieder

itigt werden.
Wenn die Provinz beabſichtigt, die Elektrizitäteerzeugung

von der Erzeugung bis zur Abgabe an den BVerbraucher in
eine Hand zu legen, ſo muß davor dringend gewarnt werden.
Die Erzeugung und der Abſatz ſind ganz getrennke geſchäft
liche Vorgänge. Ein einziges Unternehmen würde viel zu
roß und unüberſichtlich werden, viel zu hohe Koſten verurn und das Gegenteil einer rationellen Wirtſchaft ſein.
ill man überdies den Städten und Kreiſen die Teilnahme

an der Elektrizitätswirtſchaft verwehren? Das würde für die
Kommunen und die Verſorgung zum Unſegen werden. Die
Provinz ſollte ſich auf die Er ung und die Verteilung der
Elektrigität beſchränken, den Abſatz an die Verbraucher aber
anderen Stellen überlaſſen. Dazu ſind vorwiegend die Kreiſs
und die Städte geeignet. Die Kreiſe müſſen ſich bemühen, daß
fie die Geſchäftsanteile der privaten Ueberlandzentralen in dis
Hand bekommen, Auf dieſer Grundlage würden wir zu einer

öffentlichen Elektrizitätswirtſchaft in der Pro
inz kommen.

Reueinrichtungen im Arbeltzuachwelsweſen,

Die Arbeitsvermittelung leidet n einer recht großen

d träfte. ine er te r ro
ämter von zwölf der größten Städte berufen. awax diejenigen

von Stendal, Maalle, Eisleben, Wie W
und Erfurt. Die emtern

itsve
ei
e

z
lnd 5 neben der Are rmittelung für den zirk der zwiſ tliche Aus

l Angebots von Arbeitskräften nen und
ge nach ſolchen mit den e gewinen Arbeitsnachweiſen ob, Zu dieſem Zwecke müſſen natürlich

die Arbeitsnachweiſe in einem ſtä n üntereinander
ſtehen. Erſt wenn hierdurch offene llen nicht beſetzt und Ar
rege nicht unkergebracht werden können, iſt eine entſpre Meld an das Landesarbeitsamt weite n, damit die Sielleniſſte eine v tteikung Man
offt, daß dann die z. Zt. zweimal wöchentlich erieſe Liſteint, nur noch einmal alen iich herauszukommen braucht. Das

itglied des Landesarbeitsamtes Dr. Dob rin hält r
nacheinander in den bezeichneten zwölf Städten Konferenzen der
beteiligten Arbeitsnachweiſe ab, um die nöt Einrichtungendarchguſpreqhen, eiſt die neuen Ausgle ellen zur Er-
füllung der Aufgaben eine beſondere Arbeitskraft drauchen, doch
wird d deren te aus der produktiven Erwerbsloſenfürſorge
des Reiches ein Zuſchuß ie Fernſprechgebühren uſw.

hlt das ndesarbeitsamt. Zur Erlkei ng des ganzen Ver
kehrs der Arbeitsnachweiſe untereinander iſt mehr als bisher darauf
zu achten, daß r und Arbeit de Uber ihre Wünſche
möglichſt genaue An über die Arbeitsbedin-

und
m

ben machen, z
unger notwendige oder vorhandene ertigkeiten,die rbeitsjuchen n beſonders über lienſtand, Alter, ob ſie
auswärtige Beſchäftigung annehmen wollen uſw. Der anfordernde

n hat ſich von dem die offene Stelle anmeldenden
Arbeitgeber die Erſtattung entſtehender Unkoſten für die Reiſe uſw.
derart e zu laſſen, daß er dem m Arbeitsnachweis

enüber die Haftung übernehmen kann. Die Arbeitsnachweiſeb en unnötige örtliche Verſchiebungen der Arbeiter ver

meiden und die Arbeiter a in der Nähe ihres bisherigen
Wohnſitzes und für ihren bisher ßen Beruf vermitteln, Das Lan
desarbeitsamt hofft, daß die Einrichtung auf Grund der ange
ſtellten „Richtlinien“ durchgeführt wird, anderenfallo eine Ver
orduge er zuſtändigen Behörde ergehen müßte.

s Arbeitsamt der Städt Halle hatte bisher ſchon die
Aufgaben einer Ausgleichsſtelle zu beſorgen, aber nur für den Be
zirk der 7 Sind doch auch hier noch eine ganze Anzahl Ar

eitsnachweiſe vorhanden, namentlich ſolche von ArbeitgeberVereinigungen, ſo daß auch ein Ausgleich unter dieſen nötig war. Jnkunft werden dieſer Aus leicheſt e noch die Orte Merſebur
a Eilenburg, Bitterfeld angegliedert. Es liegt natürli

auch im Jntereſſe der Arbeiter, wenn der wünſchte Zweck der
Ausgleichsſtelle recht vollkommen erreicht wird.

Zuſammenbruch der tommunittitchen Ortsvereine.

Bei den Kommuniſten geht's ohne „Krachen“ nicht. 2
krachen die e und Handgranaten ſo ganz na
„kom uniltiſcher ltrevolution“. Jetzt „krachen“ die kommu-i gen rganiſationen zuſamwien.

r uns liegt ein Run e der Bezirk Halle
Merſeburg, vom 4, Juli d. J., an ſeine Wahlvereine gerichtet.Daraus erſehen wir, daß die VKPD. in dem bvigrre Peptt
am Schluſſe des erſten Quartals 1921 371 hlvereine beſaß.

Verlauf des zweiten Quartals dagegen hatten nur
rts gruppen abgerechnet. einer rark im zweiten Kyzrtgl bedeutet die

ückgang eine Mindereinnahme von 210667 Mark. So rechnet
die PKPD.-Bezirksleitung t Wahlvereinen das „Krachen“ der
Organiſationen ſelbſt aus. örtlich weißt es in dem Rundſchrei
ben u. a.: „Daß unter ſolchen Verhältniſſen ein
e unmöglich iſt, dürfte jedem Genoſſen
ar feinNoch draſtiſchere Rundſchreiben wird die Bezirksleitung Halle-

Merſeburg der VKPD. in Zukunft verſenden müſſen, denn die
Arbeitermaſſen, die da glaubten, bei der m das Allheilmittel

efunden zu haben, ſind durch die „heiligen Sendungen von Mos-
au“ mit der Zeit zu der Ueberzeugun gang aß hohe und

edle Ziele, wie ſie der Sozialismus enthält, n chi mit brutaler
Gewalt erreichbar ſind.

Klarer kann nicht bewieſen werden, wie die x peiten Haft u
von der gewiſſenloſen Taktik der V entfernt. e
a und ſchönen Phraſen der VKPD. werden vergebliche

iebegmühe ſein. Klarheit in die jäh entſetzten Arbeiterkreiſe hin
einzutragen, die ſich durch Verſprechungen und Verirrungen in diekommunſſtif en Reihen einfangen ließen, muß unſere unabläſſige

Pflicht ſein für die Einheit der deutſ
jene Schrittmacher der Reaktion.

Sondergericht 2 Wittenderg.

46. Tag.
Der 27 Jahre alte Lokomotivführer Otto Hauben-

reißer aus Mücheln iſt angeklagt, hochverräteriſche Hand
lungen vorbereitet und ſich außerdem des Aufruhrs und Ver
r gegen das Entwaffn zzeſet ſchuldig gemacht zu haben.ach der ziemlich um aeehen eweis aufnahme bleibt faſt
nichts VBelaſtendes für den n t Trotzdem bean-
tragt der Staatsanwalt, well der Angeklazte f
gewandt benimmt und ihm die Eigenſchaft eines Radelsführers
„zuzumuten geweſen ſei“, die hohe Strafe von 4 Jahren

uchth aus. Das Gericht kann ſich jedoch von einer Schuld
des Angeklagten in keiner eiſe überzeugen und
ſpricht den Angeklagten auf Koſten der Staatskaſſe frei. Der
ſelbe wird ſofort aus der Haft entlaſſen.

Die Arbeiter Paul Frommann aus e i 18 re,
per Müller aus Kökſchau, 26 Jahr und loſſer Franz

ortiüs aus Halle, 23 re, waren wegen ihrer Teil-
nahme an den Vorgängen Leuna verurteilt: Frommann
zu 8 Monaten, Müller zu 10 Monaten und Portius zu 1 Jahr
Gefängnis Die Unterſuchungshaft wird angerechnet.

Die Arbeiter Albert Rommel aus Querfurt, 24 Jahre,
und Otto Vater aus Thaldorf bei Querfutt, 23 Jahre,
werden zu je 9 Monaten Gefängnis unter Anrechnung von je
11 3 Unterſuchungshaft verurteilt, weil ſie ſich an derAktion bei Querfurt n Beide wollen dazu ge
zwungen worden ſein, was ſedoch vom Gericht nicht als
währ unterſtellt wird.

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz.
Merſeburg. Deutſcher Metallarbeiter-Ver-

band. (Verwaltungsſtelle Merfebutg a. S., Seffnerſtr. Nr. 4.)
Heute, Racne A4 den 14. Juli 1921, abends 6 Uhr, findetin der Fun enburg eine Konferenz der geſamten Betriebsräte und

Vertrauensmänner der r Metſeburg ſtatt. Es
ſind dazu alle Bettiebsräte und Vertrauensmännet des Geiſel
tales, LeupaWetke und aller Betriebe der Metallinduſtrie ein
geladen. Die Konfekenz beginnt r Uhr. Am Saalein
gang findet Bücherkontrolle ſtatt. Jedes Mitglied iſt vervflichtet,
das Verbandsbuch mitzubringen. Wir erwarten vollzähliges und
vünttliches Erſcheinen. 1. Stellungnahme Gonetalverſamm-
lung am 15. Juli, 2. Dürchführung der Wahlen zur Genetäl
verſammiuns. Die Ortsverwaltung,

Roßleben. Mitsliederverſanmlugts ver S. P. D.
Am 7. Juli fand unſete Monatsverſehnmlung ſtatt. Leider ließ
er zu wünſchen übrig. Gen. Hor bat gab die Rede des
en. H. Wendel, gehalten am 12. in Franffutt,
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t

iedet, ſie fand allgemeine eglerter mr unter
egitkskonfeteng i etſeburg wurde Nolze, Jn nächſter

in ben fünf ſche V mit Lichthalten werden. Die Vortrüge datt
gsabgeordneter Krüger. Unſere Mitglieder werden je
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an t vollzählig deſucht werden, zumal es ſich umen Ag r die jeden dreiden Genoſſen nur zum Vorteil gereichen.
ig. „Königlich.“ Wir bringen in Erinnerung, da32 et nach dem Zu r des arg s Pleu t

eitz, wie ſt leſen, noch immer ein „Königliches Amtsgericht
t. Das ElſendahnBetriebsamt Zeitz fordern wir auf endlich

mit ei r arbe dafür Sorge tragen zu wollen, daß dem
„Königlichen ne ein Begräbnis erſter Klaſſeuteil wird. Bei dieſer Gelegenheit wollen wir daran erinnern,
aß wir ein „Königliches“ Regierungspräſidium auch nicht rn Vielleicht ſorgen die betreffenden Stellen endlich für

ilfe.

Bitterfeld -Deligſch.
Delitzſch. Mehr Jntereſſe für die h

Am 6. Juli fand in der Stadt Leipzig eine öffentliche Volks
verſammlung die Zertrümmerung der Volksſchule ſtatt.
Obwohl der Einberufer, der Lehrerverein von Delitzſch und
Umgebung in der i die Verſammlung bekannt gemacht
und auch die politiſchen Partejen dazu eingeladpn hatte, war die
Verſammlung doch längſt nicht ſo beſucht, wie es bei der Wich-
tigkeit der Sache zu erwarten war. Gerade unſere Partei
genoſſen hätten ſich ſagen müſſen, daß die Volksſchule die
Volksſchule ihrer Kinder iſt. Sie müßten alles daranſetzen,
eine Schule, die die Ausbjildung jetes Kindes gemäß ſeiner
Anlage verbürgte, durchzuſetzen. Der geringe Beſuch zeigt von
venig Einſicht. Der Redner des Abends, Lehrer Nitzſche
Leipzig), beleuchtete in ſeinen treffenden Ausführungen den
Reichsſchulgeſetzentwurf zu Art. 146, Abſ. 2 der Reichsver
faſſung und deſſen Bedeutung. Der war der:
Fntgegen dem Abſatz 1 von Art. 146 der Reichsverfaſſung,
er eine organiſche Ausgeſtaltunz des Schulweſens fordert.
jerſchlägt der Entwurf die Schule in vier Hauptarten: die
Bekenntnisſchule, die Gemeinſchaftsſchule, die Weltanſchauungs-
und die weltliche Schule. Zurückzuführen iſt dieſer entfſetzliche
Zuſtand auf den Schulkompromiß von Weimar, bei dem das
Zentrum einen entſcheidenden Einfluß ausgelbt hat. Die Fol
gen dieſes n werden nun ſein, daß Gie Schule
um Zankapfel zwiſchen den Konfeſſionen undbarteten wird. on in de Schule, in die Seele des
indes, wird der „Parteien Haß und Gunſt“ geworfen werden.

die größte Gefahr liegt aber darin, daß durch den Reichsſchul
den Konfeſ(ionen, alſo der Kirche, in der Schule

or und r geöffnet wird. All das, was einſichtsvolle
Eltern und die Lehrerſchaft zu beſeitigen beſtrebt iſt, als da iſt:
Katechismus, Sptüche und Dogmen der Kirche, wird in n
der Lawnſe 5 beſonders ſtark betont. Eine andere Fo
des Entwurfes die Trennung der Grundſchule in
Bürger- und Proletarierſchulen, hervorgerufen
durch den r e der Bekenntnis und Weltanſchauungs-
ſchule. Deshalb gilt es, gegen den Entwurf Front zu machen.Nach dem mit Beifall aufgenommenen Referat eyguiff als erſter

Redner Gen. Hampe (U. S. P.) das Wort und betonte, duß
wir eifte einheitliche Grundlage unſeres Schulweſens erſtreben
müſſen. Lieber wolle er ſeine Kinder in ein mehr gegliedeertes
Schulſyſtem ſchicken, das zwar Religionsunterricht im alten
Sinne gäbe, als in eine wenig egliederte weltliche Schule.
Paſtor Kohlmann verſucht dann in ſehr verworrener Art
und Weiſe dafür einzutreten, daß Religion der Schule erhalten
bleiben müſſe. Er beweiſt dadurch, daß er den Hauptredner
nicht verſtanden hat. Dieſer betonte, Religion wollen wir
nicht vermiſſen, aber Konfeſſionalität bekämpfen wir. Ebenſo
trat der Herr Paſtor für Beibehaltung der Dogmen, dieſem
ſelbſt den Erwachſenen oft unverſtändlichen Wortklaubereien,
ein. Der darauffolgende Redner, Lehrer Vogel (Leipziz),trieb den Herrn Peſter ſehr in die Enge, als er ihn fragte,
wie ſich das Dogma von der Alliebe Gottes mit dem Krieg,
dem Menſchenmord en gros, vertrage. Der Redner betonte,
daß wir zur Duldſamkeit gegenüber Andersdienkenden erziehen
müſſen, nicht zur Gehäſſigkeit. Ein heiteres Zwiſchenſpiel
brachte der Kommuniſt Wiglef in das Ganze. Er verſuchte
eine politiſche Rede zu halten, erregte aber durch manche Ver
drehungen nur Heiterkeit. Nach weiteren Ausführungen, unter
anderen der bekannten Frau Höpfner, die recht chriſtlich
ſprach, kam man zur Annahme folgender Entſchließung: „Die
für den 6. Juli 1921 vom Lehrerverein Delitzſch u. Umgeb.
einberufene öffentliche Proteſtverſammlung gegen die Zertrüm-
merung der Volksſchule erhebt ſchärfſten Einſpruch gegen den
Entwurf eines Reichsgeſetzes zur Ausführung des Artikels 146,
Abſ. 2 der Reichsverfaß ung; denn er zerſchlägt jede Einheit
der Schule und des Unterrichts, er nimmt dem Staate die
Schule aus der Hand und verteilt ſie an die kirchlichen und
nichtkirchlichen Bekenntniſſe, er erhöht die Schulaufwendungen
unter i der Leiſtungen, er fördert nicht dje Ein
heit.“ Dieſe Entſchließung wurde einſtimmig angenommen.

Wolfen. Wer iſt Schmerzensreich Kaſzlinski?
Am Montag abend ſprach in einer ſehr gut beſuchten Verſamm-
lung in Wolfen der Landtagsabgeordnete Ha as aus Köln. Nach
dem vorzüglichen Referat meldeten ſich drei Kommuniſten zum
Wort. Die erſteren zwei waren Dorfgrößen und redeten von
Noske, Amſterdamer Internationale, Ultimatum und fnitteldeutſchen Putſch Der eine der Redner, Herr Gleim fagte: „Die Aktion

in Mitteldeutſchland gefällt auch uns nicht, aber wenn Arbeiter
gegen den Kapitalismus kämpfen, dann hat man ſich den Kämp-
fern an vie Seite zu ſtellen, auch dann, wenn man nicht mit allem
einverſtanden iſt.“ Der Genoſſe Haas wies nach, daß die Märjz
aktion kein Kampf gegen den Kapitalismus war, ſondern ein
Putſch von der Zentrale der Kommuniſtiſchen Partei, angezet
telt auf höheren Befehl aus Moskau. Die Verſammlung war er-
ſtaunt, als der Genoſſe Haas vorlas, was der Vorſitzende der eige-
nen Partei, Paul Levi, über den Aufſtand geſchrieben hatte. Der
dritte Diskuſſionsredner gab eine gedruckte mit Namen
Schmetzensreich-Kaſzlinski ab. Unter den Namen hatte
er mit Tintenſtift geſchrieben: Arbeiter in Deſſau. Der
Herr Schmerzensreich redete wie ein Paſtor, lobte SowjetRußland
über den Schellendaus und beweihräucherte r ſelbſt in einer ganz
widerlichen Art und Weiſe, ſprach ſtellenweiſe ruſſiſch und über
ſetzte ſofort. 1906 war er ſchon Kommuniſt, 1912 war er mit im
vom Baſel. Am Tage des Kriegsausbruches kam er aus Jn-
dien in Bremen an; ſeine erſte Tat war eine Rede gegen den
Krieg und die Hohenzollorn, die man an dem Lateranpfahl auf-
hängen müßte. Die Zeit des Krieges habe er in deutſchen Ge
fängniſſen zugebracht. 15 Tage hätte er noch gehabt, da wäre die

evolution ausgebrochen. r hätte man während derganzen Zeit ſcheußlich n überall 5 man mit dg
auf ſie gezeigt und geſagl, die Frau des Zuchthäuslers. Lebensmittel hätte ſie faſt nicht bekommen. Jahre und 3 Monate
hätte er in e erien Zuchthäuſern ugebracht, daxunter längere
Zeit in der Peter Pauls- Feſtung in Petersburg. Er ſei Bericht
erſtatker des Vorwärts geweſen. Von Beruf ſei er Raturſorſcher;
wenn man in Deutſchland den Sozialismus ä ſei er be
reit. der deutſchen Republik ſeine großen Kenntniſſe als Naturwiſſenſchaftler, Vollsbvirtſchaſtler und als Nationalökonom
jur Verfügung zu ſtellen. (Wie nett!) Genoſſe Hgasagte dem Herin S erzensreich in ſeinem Schlußwort, in Ruß-
and könnte man ſolche tüchtigen Leute ſehr gut gebrauchen, und
wenn er ſein Vaterland ebie, ſoll er ſchleunigſt ver 5 er

Rußland käme. Dann aber ſagte er ihm auf den Kopf zu,

und den Beweis erbrin

n

daß dreiviertel ſeiner Seibſtbewelhräucherung gelo gen wäre,

er ſei 8) würde verv u en t und 8 ugthe dua
inen Behauptungen nachzu u

Genoſſen Haas durcherſammlung ausmachten, verſuchten d
nun aber derartig abgezu unterbrechen, wurden

ertigt, daß ſie ſchweigen mußten.
Lügen haben kurze Beine.

Heute ſind wir ſchon in der Lage, den Schleier über den ruſ
ſiſchen Revolutionär, der 1006 ſchon Kommuniſt war, etwas zu
lüften. Dezember 1618 und Januar 1919 war er in Schleſien für
den Landarbeiterverband tätig. Radikaliſierte die Mitglieder des
Landarbeiterverbandes und förderte nebenher den Gedanken einer

Landarbeiterorganiſgation. Wohnte und
lüngelte mit Geiſtlichen, Großgrundbeſihern

uſw., ließ ſich von denſelben durchfuttern und ſchrieb trotz-
dem beim Landarbeiterverband e Speſen an. Eine zeitlang
wart er Agitator für die Chriſtlichen Gewerkſchaften und ſpäter

des Arbeiterrates der Lautawerke und verſuchte dort
die Union einzuführen. Seine ſonſtigen Machenſchaften, die noch
weit ſchlimmer ſind, werden wir ſpäter aufdecken. An dieſen Schil
derungen ſehen die Genoſſen ſchon, was der Radikalinski Schmer-
zensreich für eine Nummer iſt und wie er zu behandeln iſt.

Zörbig. Schöffenſitzung. Das Gericht war beſetzt miten Dr. I e als LagerhalterEckert Zörbig und Handarbeiter Zöogbaum Löberitz als
ffen, Referendar Gueinzius als Protokollführer und

Stadtſekretär Neumann als ſtellv. Amtsanwalt. Jm Gegenſatz
zu ſonſt ſtanden heute die Privatklagen an erſter Stelle des Ter-
minzettels. Die erſte Sache offenbar ein kleines Eiferſuchts
drama führte zur Verurteilung des Angeklagten Willy Lutter
Drehlitz wegen Körperverletzung zu 200 Mark Geldſtrafe. Lutter
hatte mit noch anderen junge eäg, die jedoch unerkannt ent-
wiſchen konnten, den Mäurer Otto Birke-Petersberg, der ein Mäd-
chen vom Petersberg abends in ihr Heimatsdorf Drehlitz brachte,
überfallen. Auch die zweite Privatklage führte zur Verurteilungin eine Feldſtrafe, diesmal 300 Mark. Die Angeklagte Martha

Kirchhof, geb. Knaul, hier, hatte die Privatklägerin Elſa Heder,
hier, da t beleidigt d ihr Geſchlechtskrankheit nachredete.An dritter Stelle wurde ſodann verhandelt gegen das Dienſtmäd-
chen Emma Kerſten, Löberitz, wegen Diebſtahls eines Armbandes.
Ber Bräutigam der Angeklaägten bekundet jedoch als Zeuge, daß
er dies Armband ſeiner Braut geſchenkt habe, worauf letztere frei
geſprochen wurde. Freigenrohen wurde ferner der Windmüller
Spannemann, Grötz, von der Anklage des Pergehens gegen die
Brotgetreideverordnungen; da der Ängeklagte nicht gewußt hat,
wem die Säcke, die unter ſeiner Mühle per vorgefunden wur-
den, gehören. Die letzten beiden Sachen betrafen den Landwirt
Friedrich Schröter, Werderthau, der wegen Bedrohung bezw.
Widerſtänds gegen die Staatsgewalt zu 100 Mark und wegen
mangelnder Getreideablieferung er 1800 Mark Geldſtrafe verur
teilt wurde. Jn der letzteren Sache erhielt der Mitangeklagte
Karl Reif, Thälheim, wegen des gleichen Vergehens 500 Mark
Geldſtrafe.

Gräfenhainichen Schwarz-weiß-rot oder Schwarz-
rot gold Vor kurzem wurde im Reichstag die Flaggenfrage
durch die Mache der geſamten Parteien nochmals ent
rollt. Jnfolge des geſchloſſenen Willens der Linksparteien wurde
der Antrag der Bürgerlichen z Falle gebracht. Die Farben für
das Reich, alſo unſere junge Republik, blieben Schwarz-rot-
gol d. Bei Feſtii keiten haben alſo die öffentlichen Ge-
bäude Flaggen in Landesfarbe zu tragen. Doch in Gräfenhaini-
chen denkt man, wie es ſcheint, darüber anders. Flatterte doch
beim Schützenfeſt am letzten Sonntag vom Rathaus ſtolz und kühn
in ganz trauriger Verfaſſung ein ſchwarz-weiß-roter Lappen. Trotz
dre nicht guten Finanzlage ünſeres Städtchens dürfte es doch wohl
noch zu einem Fahnentuch in der Landesfarbe reichen. Wenn
nicht, dann ſollte man wenigſtens nicht mehr ſo ein ſchmutziges
Ding das Rathaus verunzieren laſſen. Aus welchem Grunde
wurde denn überhaupt das Rathaus bei Sollte es eine
wehmütige Erinnerung ſein an vergangene wilhelminiſche Zeiten?
Oder ſollte es eine Provozierung des Arbeiterſtandes bedeuten?
Es wäre doch wo Pflicht der Stadtverordneten der ſozialiſtiſchen
Richtungen, der Urſache und dem Urheber einmal nachzuſtellen
und ihm eine Lektion zu erteilen.

Gräfenhainichen. Wieder ein Raubmord an Lohn-
geldträgern. Der Lohnbuchhalter Fritz Lucke von der
Elektroſchmelze Tſchornewitz, der mit der dort ebenfalls ange-
ſtellten Frau Krauſchwitz eine größere Geldſumme für Lohn-
zwecke vom Bankhaus Paul Schauſeil Co. abgeholt hatte, wurde
von zwei Wegelagerern in der Nähe des Abraumes der Grube
Barbarg erſchoſſen. Frau Krauſchwitz trus das Geld in
einem Ruckſack, während Herr Lucke, mit einer Schußwaffe
verſehen, ſeine Kollegin begleitete. Beide waren zu Rad. Die
Wegelagerer ſchoſſen Lucke vom Rade herunter, bevor er in der
Lage war, von ſeiner Waffe z zu machen. Der zweite der
Mordbuben ſtürzte ſich auf Frau Krauſchwitz, legte die Schuß
waffe auf ſie an und verſuchte, ihr den Ruckſack mit dem Gelde
zu entreißen. Mit ſeltener Geiſtesgegenwart warf ſie jedoch den
Ruckſack auf die Erde and kniete ſich darauf. Unter lauten
Hilferufen wehrte ſie die Verbrecher ab, ſoweit es in ihren Kräf-
ten ſtand. Bald waren Perſonen, die in der Nähe befanden,
herbeigeeilt, ſo daß der Burſche von ſeinem Opfer ablaſſen
mußte, ohne das Geld zu erlangen. Die Verbrecher ſuchten nun
per Rad zu entfliehen. Mit Hilfe der Schutzpolizei und Gen-
darmerie von Wittenberg, Deſſau und Bitterfeld, der Feuerwehr
und Einwohnerſchaft gelang es gegen 12 Uhr, einen der Mör-
z einem Kornfelde zu entdeden. Der Verhaftete iſt der
Fleiſcher Steryhan Greisga, geboren den 12. Desember 1894
in Kloetzſch in Polen. Sein Spießgeſelle, ein Paul Bukowski,
iſt noch nicht ermittelt. Das Schickſal des Ermordeten iſt um ſo
tragiſcher, als er morgens, bevor er die vethängnisvolle Fahrt an
trat, das Aufgebot beſtellt hatte, um zu heiraten.

r Die i l a ehe derSPD. fand am Mittwoch, 6. 7. ſtatt. Es machte ſich im Vorſtand
eine Aenderung notwendig. Der bisherige Kaſſierer, t alke,

e

en, daß er en

bat um einen Erſatzkaſſierer, da er anderweitig zu ſehr in An-
r genommen wird. Die Kaſſe war geprüft und für richtig be
unden worden. Es konnte darum Entlaſtung etteilt werden. Der

Vorſitzende dankte dem bisherigen Kaſſierer für ſeine Arbeit.
Gen. Kuntze wurde einſtimmig zum Kaſſierer gewütt. Gen.
Malke als 1. Schriftführer und Gen. Frank als 2. Schrift
führer wurde ebenfalls c re lt. Die Gewählten nah-
men ihr Amt an und verſprachen hre Kräfte voll und ganz der
Partei zu wivmen. Sodann referierte Gen. Wolf. Sein Refe-
rat fand wie immer reichen Beifall. Zu wünſchen wäre, daß ſich
alle Mitglieder, ſowie Freunde unſerer Sache zahlreicher an den
Verſammlungen beteiligen möchten Zukunft ſoll jede Ver
ſatninkung in der „Volksſtimme“ bekannt gegeben werden. Nach
einem anfeuernden lußwort des Gen. Wolf, für Zeitung und
Pattei tüchtig zu agitieren, ſchloß der Vorſitzende die anregende
Verſammlung.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Oberröblingen a. S. Jnfolge des un erwarteten Todes unſerer

bisherigen Austrägerin, en. Mönneckemeyet, trat einWechſel in der Zuſtellung der Volksſthmme ein. Austrägerin iſt
nunmehr Gen. Elſe Scharſchmidt. Neubeſtellungen oder Be
ſchwerden wegen mangelhafter Zuſtellung ſind an den Vorſitzenven,
Gen. Exnſt Feller, zu richten. Vorgekommene Mängel in den
letzten Tagen wolle man auf die Eingangs erwähnten Urſache
zurückkühren und entſchuldigen. Gleichzeitig den Leſern zur Nach
richt, daß die Sammlung für die Angehörigen. der Frau
Mönnickemeyer 128 Mk. ergab, wofür namens der Familie hier-
mit herzlich gedankt ſei.

Wimmelburg. Gründung einer Ortsgruppe. End-lich haben ſ9 der hieſigen Gemeinde zu einer Orts-
Mrrre zuſammengeſchloſſen. 16 tglieder zählt ſie bereits.

aus R T Samenkorn ein er lebensktäftiger Bauin
werden. Um das zu erreichen, müſſen ſich alle Leſer der Orts-
g pe gn leben nur der Siatke kann wirklich praktiſche

t, ie d den, Gen.n 5 O en ſind an den Vorſitzent Gen
zu n.

Die Kommuniſſten, die ein Drittel ver Gerbſtedt. Die Volksſchule in Gefahr Die Lehrer-
von Gerbſtedt und wegen Pute am 6. 7. eine w irrt

lksverſammlung einberufen. eferent war Rektor Wigge
Artern) erſchienen. Er ſprach über das w „Die deutſche

lksſchule in Gefahr.“ hre oder Einheitsſchule.) Jn
klaren verſtändnisvollen Worten zeigt er die Gefahr, die der
Lehrerſchaft und der Volksſchule durch den neuen Schulentwurf
bevorſteht. Den Paragraph 146, Abſ. 2, des Schulgeſetzes führte
er hauptſächlich den Schulfreunden und Lehrern vor Augen und
kannte ihn einen Schandparagraph im ganzen Schulgeſetz.Rach ſeinen Ausführungen, die großen Beifall i n, ſetzte eine

h baurge chlich Geiſtliche hetei
ligten. Beſondets legte ſich der Sup. Schlemm ins Zeug und
äußerte, daß die Geiſtlichen ſchon la n ür die weltliche
Schule wäten und nur Ihn ger die Schule leiſten und
keinen Lohn ger erhalten. Lehrer Pretſch (Jhlewitz) zeigte,
in welcher Weiſe die Lehrer bisher unter der Fuchtel der Geiſt-
ger zu leiden hatten und daß ſie nun endlich etwas mehr
Ellbogenfreiheit wünſchten. Jm Schlußwort widerlegte Rektor
Wigge alle Einwände. Eine Abſtimmung brachte eine Mehr-heit für die Einheitsſchule. Auch dieſe Verſammieng hat wieder

einmal klar bewieſen, wo die wirklichen Feinde der Volksſchule

lebhafte Diskuſſion ein, woran

ſtehen. Unſere Genoſſen können nicht beſorgt genug darum ſein,
wie die künftige Erziehung ihrer Kidet vorgenommen wird.Es iſt Pflicht, den eulgeſetzentwurf eingehend zu ſtudieren undüberall ſeine rückſchrittlichen Tendenzen feſt unageln. Die Lehrer-

ſchaft aber mag an dem Verlauf dieſer Verſammlung ebenfallserkannt haben, welchen Kreiſen ſie ihre bisherige unterwürfige

Stellung verdankten. Hoffentlich ziehen ſie daraus den Schluß.
daß ihr Kampf um die Schule und um ihre eigene ſelbſtändige
Stellung nur an der Seite der ſozialdemokratiſchen Arbeiterſchaft
ausgefochten und zum Erfolg geführt werden kann. Richt min-
der triffi das auch für alle Beamten, die leider ſioch viel zu ſeh7
in der Tradition wurzeln, zu.

wittenberg-—Schweinitz.
Wittenberg: Mitgliederverſammlung der SP S.

Genoſſe Knüfler eröffnete die gutbeſuchte Mitgliederverſamnm-
lung am Mittwoch, den 6. Juli. Zur Aufnahme hatten ſich
15 Genoſſen und Genoſſinnen gemeldet. Die Niederſchrift
der letzten Verſammlung wurde ohne Ausſprache genehmigt.
Zu Punkt 3 erhielt Genoſſe Korn das Wort zu ſeinem VLor-
trage über: Deutſchlands Lage und die demokratiſche Repu-
blik. Jn ſeinem zweiſtündigen Vortrage behandelte er poli-
tiſche Entwicklung ſeit der Vorkriegszeit. Er wies nach, daß
nachdem das Ultimatum von der jetzigen Regierung an-
genommen worden iſt, dieſe ohne zu zögern, den Eingriff in
den Beſitz vornehmen muß zur Wiedergeſundung unſeres
Wirtſchaftslebens. Reicher Beifall belohnte die trefflichen
Ausführungen. In der Diskuſſion ſprachen die Genoſſen
Mehl, Schmidt, Roſemi und Knöfler. Mehl ſprach über
die Steuerfrage, Schmidt über die Not der Kriegsbeſchädigten
und Hinterbliebenen. Roſemi über die Geſtaltung des Be
triebsrätegeſetzes, Knöfler über die Ausbeutung der Opfer
des Krieges durch die Arbeitgeber und den Staat. Ueber
die ungeheuren Rieſengewinne der Aktiengeſellſchaften und
über das Elend der proletariſchen Maſſen. In ſeinem Schluß-
wort behandelte Genoſſe Kern die ihm geſtellten Fragen
eingehend. Unter Verſchiedenes berichtet Genoſſe Knöfler,
daß die Nachricht der Wittenberger Allgem. Ztg., Genoſſe
Spröte hätte ſein Amt als Stadtrat niedergeleg t, nicht
wahr iſt. Die Allgem. Ztg. hat dieſe Nachricht widerrufen
müſſen, denn Genoſſe Spröte hat mitgeteilt, daß er ſein
Amt als Stadtrat ohne Vorwiſſen der Ortsgruppe niemals
niederlegt. Die nächſte Mitgliederverſammlung findet am
3. Auguſt ſtatt. Für den 11. Juli iſt eine öffentliche Ver-
ſammkung bei „Muth“ anberaumt, in welcher Genoſſe Poſt
ſekretär Steinkopf (M. d. R.) ſpricht. Alle Genoſſen
und Genoſſinnen müſſen zu dieſer Verſammlung erſcheinen.
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Torgau--Liebenwerda.

Torgau. r n ne Im KreiſeTorgau fanden auf Veranlaſſung des Kreiswohlfahrtsamtes
fünf Lehrgänge zur Ausbildung von Jugendpflegern und Pflege
kinnen unter Leitung des Bezirksjugendpflegers Oberlehrer

emp rich ſtatt, und zwar in Belgern, Annaburg, Schildau,
omtmitzſch und Torgau. Rektor MehlhaſeElſterwerda ſprach

über Erzlehung zur Lektüre, Oberlehrer Hemprich über künſtleriſche
Erziehung. Er regte zur Wiederbelebung des Kaſperletheaters in
künſtleriſcher Form an. Die ſexuelle Not der Jugend fand in ihm
einen beredten und warmherzigen Schilderer. Studienaſſeſſor
Dr. Bacher-Winkelmühle bei Preſſel ſchilderte einen Teil der
eigenen Arbeit, die von der Jugend zur Volkserneuerung geleiſtet
wird. Volkstanz, Volkslied und Unterhaltungsſpiel fanden neue
r Die zahlreichen Teilnehmer am Lehrgang werden ihren

ank im eigenen r w. beweiſen. Reben einer Bücher
ausſtellung wurde eine „Wanderausſtellung für Geſundheitspflegt
und Volkswohlfahrt“ gezeigt. Sie brachte zahlreiches Materiol
von grapriſhen und ſonſtigen Darſtellungen, die ſich vor allen
Dingen mit der Schädlichkeit des Alkohols in geſundheitlicher.
ttlDer und wirtſchaftlicher Beziehung befaßten. ie Ausſtellung
wurde insgeſamt von etwa 500 Beſuchern beſichtigt.

Liebenwerda. Fiſchzug der Deutſchen Volks
partei. Das Liebenwerdaer Kreisblatt berichtet von einer
geſtern. ſtattgefundenen öffentlichen Verſammlung der Volks
partei, in der der Chefredakteur ArndtDenerd, Berlin, ſprach.
Er ſchimpſte weidlich auf die Juden und die Reichsregierung und
verwandie auch ſonſt die üblichen Stinnesparteiſchlager. Wir
wollen aber den Bericht des Liebenwerdaer Kreisblattes noch er
gänzen: Die obige Verſammlung war „überfüllt“. Inkluſive Red-
ner und Verſammlungsleiter waren ganze 19 Perſonen anweſend,
darunter einige Kurgäſte, die die Verſammlung als erheiternde
Abwechſlung im Badeleben gerne begrüßten und über die „inter

J Ausführungen des Referenten ſich ſicherlich zum Vorteil
für ihre Geſundheit ſehr ergötzten.

Falkenberg. Der Kampf um den Acht ſtundentag
bei den Eiſendahnern hat eingeſetzt. Mit Kaltblütigkeit geht die
Verwaltung an das Werk, um den Kopfetat der Dienſtſtellen
herabzuſetzen. Bewundernswert dabei iſt, daß man vorläufig nur
in den ländlichen Bezirken dieſe Maßnahmen ergreift. Zu ge
nau weiß die Verwaltung, daß ſie mit ihrem großzügigen Pro
gramm in den x oder Induſtriegebieten nicht gleich be
ginnen kann. Sie ſucht erſt in den ländlichen Bezirken eine Zer-
ſplitterung der Arbeiterſchaft herbeizuführen, un dann in den an
deren Orten leichteres Spiel zu haben. Die Urſache vieſer Maß-
nahme iſt natürlich die Defezitwirtſchaft an der die Arbeiter und
Beamten mit ihren „hohen Löhnen“ ſchuld ſind. Aber wo liegt der
„Haſe im Pfeffer“, meine Hetren! Richt die Arbeiter und

Beamten ſind ſchuld, ſondern die jeder Grundlage entbehrenden
Handlungen und Maßnahmen der Verwaltung. Die breite Oeffent-
lichkeit der Eiſenbahner weig zu genan, wo die Urſache der Defs
zil wirtſchaft zu 4 iſt. Die Verwaltung natürlich iſt anderer
Meinung. Jeden Tag muß die Wahrne2hmunz ven den Veiriebs:-
räten gemacht werden, daß Bauten v. dgl. orgenomhten werden
die jeden denkenden Egſenbahner eines anderen belehren. Warum
ieht man bei all dieſen Bauten nicht den Betriebsrat zu rate?
dein, es wird immer weiter gewurſchtelt; das Geld wird ſchon

ausreichen. Wir ſehen, wie gut die et es meint, mit
unſerem heutigen Eiſenbahnſyſtem. Um ihre Wünſche mit Leich-
tigkeit in Erfüllung u bringen, hat ſie auch noch die nötigen Vor
geſetzten, denen der Arbeiter ein Dorn im Auge iſt, dazu. Wie iſt
es möglich, daß ein Herr Werkmeiſter erkläten kann: Die Ar-
beiter kommen auf e ſich erholenu können. Wahrlich ein e r Geiſt weht im Herzenz Herren u r t meiſter ges ehe
lich organiſiert. Unter ſolchen Tyrannen

c r

See



beiterſchaft zu leiden! Bei den Kohlenladern und Holzzerkletnerer
will dieſer Herr das Akkordſyſtem einführen, um Leute ſparen zu
können und dieſe dann als überhaupt der hochwohllöblichen Ver-
waltung zu melden. Der zurzeit ſchwache Verkehr mit der Ver-
waltung die beſte Handhabe, um dieſe Leute der großen Armee
zuzuführen. Sollte dann wieder ein ſtärkerer Verkehr inſetzen, ſo
ſind keine Leute vorhanden und eine längere Arbeitszeit iſt er-
erforderlich. Das ſind die Errungenſchaften der Arbeiterſchaft.
Nach 18 Jahren verſucht man die ſämmtlichen ren eriheng der
Arbeiterſchaft auf allen Gebieten zu vernichten. Wer iſt ſchuld?
Die Arbeiterſchaft mit ihrer gewalt' z'n Zerſplitterung auf politi-
ſche mwie gewerkſchaftlichem Gebiete. Darum Kollegen, wacht end-
lich auf und ſchart euch geſchloſſen um eure Führer, denn es geht
um die Zukunft unſer und unſerer Kinder. Durch die Einigkeit zur
Macht und zum Siege der geſantten Eiſenbahnerbewegung.

Bockwitz, Kr. Liebenwerda. Einen Rieſenerfolg hatte
die von der Deutſchen Volkspartei zum Mitt abend hier ein-
derufene öffentliche Verſammlung. Als um 8 Uhr die Verſamm-
lung eröffnet werden ſollte, waren außer einigen 200 Stühlen nur
der Verſammlungsleiter anweſend. ie Parteifreunde, die doch
bei den Oſterunruhen ſo ſehr rührſam ſich bewieſen hatten, hatten
wohl Angſt vor ihrem Mut bekommen und zeigten ſich nicht. Auch
der Referent war nirgends zu ſehen. Nun, wir gönnen der Deut-
ſchen Volkspartei dieſen Erfolg von ganzem Herzen und wünſchen
ihr für die Zukunft nur überall das Gleiche, dann kann das liebe
Vaterland ruhig ſein!

Ortrand. Gründung eines Mietervereins. Am
6. Juni fand hier eine Mieterverſammlung ſtatt, mit dem Ziel,
einen Mieterverein zu gründen. Herr Günther aus Elſter-
werda referierte über die Notwendigkeit des Zuſammenſchluſſes
der Mieter. Jn kurzen aber ſcharfen Zügen ſchilderte er das un-
ſoziale Verhalten der Hausagrarier gegenüber den Mietern. An
verſchiedenen Tatſachen aus der Praxis konnte der Referent die
Willkür der Hauswirte, die in den Mietern ein Ausbeutungs-
objekt ſehen, kennzeichnen. Dann ſchilderte er den Zuſammen-
ſchluß der Hausbeſitzer, welche ſchon eine ſtarke Organiſation be-
ſitzen und ihren Einfluß in Regierung und Parlament in der
Form des Reichsmietengeſetzes zum Ausdruck gebracht haben. Die-ſes Reichsmietengeſetz, See dem Hausbeſitz den direkten Miets-

wucher erlaubt, muß fallen und um das zu erreichen, ſei die Or-
zaniſation der Mieter notwendig. Allgemeine Unruhe erzeugte
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die Tatſache, daß in Deutſchland 3 Millionen Menſchen obdachlos
ſeien und 174 Millionen Menſchen in Notwohnungen zuſammen-
gepfercht ſind. Weiter führte er aus, daß in vielen Gemeinden
ganz einſeitige Wohnungsausſchüſſe beſtehen, in denen nur Ver-
treter des Hausbeſitzes zu finden ſeien. Dieſe Wohnungsaus-
ſchüſſe, welche faſt gleichzeitig die Ortsbehörden ſind, zeigen ſich
gegenüber dem Hausbeſitz viel zu ſchwach und nachläſſig bei der
Beſchlagnahme von Wohnungen. Die Ortsorganiſationen der
Mieter müſſen darauf hinwirken, daß derartige
ſchüſſe verſchwinden. Unter lebhaftem Beifall ſchloß der Referent.
Eine Diskuſſion fand nicht ſtatt, ein Zeichen dafür, daß der Red-
ner allgemeinen Anklang fand. Nachdem wurde zur Gründung
es Mietervereins, welchem ſich alle Anweſenden anſchloſſen, ge
ſchritten. Hoffen wir, daß auch die umliegenden Ortſchaften dem
Beſſpiele Ortrands bald folgen. Ausdrücklich betonte der Re-
ferent, daß Parteipolitik vollſtändig ausgeſchaltet werden müſſe
und doch wäre es nötig geweſen, darauf hinzuweiſen, daß nur die
ſozialiſtiſchen Parteien für den Schutz der Mieter eintreten, wäh-
rend die bürgerlichen Parteien ausſchließlich den Hausbeſitz ſtützen.

Gröbeln, Kr. Liebenwerda. Allerliebſte Zuſtände
herrſchen in dieſem etwas abgelegenen, einige hundert Einwohner
zählenden Orte. Jede Seite der Dorfſſtraße iſt ein Ort für ſich und
hat einen Gemeindevorſteher. Eingemeindung iſt ein vollſtändig
undekanntes Wort. Jeder Gemeindevorſteher iſt ein König und

ein Reaktionär. Jſt es doch üblich, daß der Gem.Vorſt. Platz
die Gemeindevertreterſitzungen 3 Stunden vor Stattfinden durch
Laufzettel nur den Gemeindevertretern bekannt gibt und in ſeine
Wohnung einberuft. Von öffentlichen Sitzungen iſt dabei
natürlich keine Rede. Daß bei ſolcher un geſetzlichen
r der Geſchäfte diechen kochen, verſteht ſich von ſelbſt. Die Schulvorſtands-

wahlen haben ſchon zweimal ſtattgefunden und noch immer iſt
er ungeſetzlich zuſammengeſetzt, weil der Gemeinde
vorſteher zufällig das Amtsblatt verloren hat, in welcherdie diesbezügliche Verfügung ſteht! Die Steuerpreſſe für die
kleinen Beſitzer funktioniert natürlich ausgezeichnet, da ſich die
größren Beſitzer ſehr gut auf Ausbeutung analog ihrer ganz großen
Brüder im Lande verſtehen; wurde doch die Grund und Gebäude-
ſteuer gleich mäßig auf 2500 Prozent geſetzt. Das
bedeutet, daß die kleinen Beſitzer mit ein paar Morgen Land faſt
dieſelben Steuerſätze haben, wie diejenigen welche hundert
und mehr Morgen Land beſitzen; ja es kommt vor, daß auf Grund
dieſer „Gleichheit“ (Gebäudeſteuer) ein Beſitzer von 20 Morgen
mehr Steuer zahlt, als ein anderer von 80 Morgen.
Richtige Bauernſchlauheit! Kleinbeſitzer, merkt euch für
die Jukunft, wer euch ſchröpft!

W

Naumburg--Eckartsberga.
Naumburg. Die „roten“ Gewerkſchaftler und

die 10 Punkte des A. D. G. B. Jn öffentlichen Verſamm-
lungen mit dem Thema: „Wie ſichert ſich die Arbeiterklaſſe ihre
Exiſtenz“, verſucht ein Müller (Stuttgart) die Arbeiter gegen die
Gewerkſchaften ſcharf zu machen. Als Hauptargument führt er ins
Feld, daß die freien Gewerkſchaften nichts unternehmen und auch
keine Anſtrengung verſuchten, die aufgeſtellten 10 Punkte in die
Wirklichkeit umzuſetzen. Der Mann hat es leicht ein Zwiſchen-

„Warum hat die VKPD. noch nicht ihr Programmrufer meinte:
durchgedrückt?“ denn niemand weiß beſſer, daß dieſe 10 Punkte
ein hartes Stück gewerkſchaftlicher Arbeit bedeuten. Nachdem die
VKPD. als politiſche Partei in Mitteldeutſchland ſich immer
mehr abwirtſchaftet, verſucht ſie innerhalb der Gewerkſchaften
politiſche Geſchäfte zu machen. Arbeiter ſeid auf der Hut oder
wir ſteuern wieder in eine wüſte Sache hinein. Wehrt euch
gegen die Zerſplitterer der Gewerkſchaften. Of-
fiziell wird zwar verſichert: Wir wollen nicht die Zerſplitterung
der Gewerkſchaften wir wollen ſie nur revolutionieren.

Naumburg. Was lehrt die Verſammlung der
Roten Gewerkſchaft (3. Jnternationale) im Ratskeller?
Durch die mißlichen Verhältniſſe im Kartell, das eine ganze Zeit
der Tummelplatz für die V. K. P. D. war, iſt es leider möglich
geweſen, daß jede gewerkſchaftliche Zuſammenarbeit ſabotiert
wurde. Wüſte politiſche Auseinanderſetzungen fanden in jeder
Kartellſitzung ſtatt und die wichtigen wirtſchaftlichen Fragen, ſo-
wie die Bildungsfragen wurden nicht mehr erwähnt. Die Haupt-
ſache war, daß die Delegierten ſtramme Moskauanhänger waren.
Das Kartell hatte einen geiſtigen Tiefſtand erreicht, wie
nie zuvor es in der Naumburger Arbeiterbewegung der Fall war.
Durch die wüſten Kämpfe im Jnnern konnte es natürlich nach
außen nicht in Erſcheinung treten. Die Zuſtände haben ſich ge-
beſſert. Es iſt nun zu erwarten, daß die hieſige Leitung des
Kartells gegen die Zerſplitterungsarbeit des politiſchen Gerne-
groß Franz Neubert einen energiſchen Gegenſtoß unternimmt.
Er iſt einer derjenigen Dunkelmänner in der Arbeiterbewegung,
die dauernd wühlen und, wenn die Situation brenzlig wird, den
„Geiſt“ einziehen und verſchwinden. Seine Arbeit in der Ar-
beiterbewegung war ſchon vor. dem Kriege die eines chroniſchen
Stänkers, nicht eines revolutionären Arbeiters.

Naumburg. Jm Zeichen der Sportwoche! Ein
Lehrer der hieſigen Volksknabenſchule, namens Panſe, verſucht
den Sport mit dem Stock ein- oder auszubläuen. An einem Tage
nach Schulſchluß beſaßen ein paar Jungen der obengenannten
Schule die „Gemeinheit“, durch ein Gitter zu kriechen, um auf dem
Platz Fußball zu ſpielen Der auf dem nebenbefindlichen Platze
Turnſtunde abhaltende Lehrer hatte nichts eiligeres zu tun, als
den Jungens die Bücher wegzunehmen. Am nächſten Schultage
hochnotpeinliches Verhör und ſchon war das Urteil geſprochen;
drei blutunterlagufene Schmielen, und warum?
Weil ſie, um auf einen Platz zu gelangen, durch ein Loch gekrochen
waren und Fußball geſpielt hatten. Der Herr Lehrer Panſe alsKreisjugendpfleger ſollte lieber Laſir ſorgen, daß der

warzen Brüder ihre Parteiſüpp- j.

l

Jugend Plätze zur Verfügung geſtellt werden, und nicht noch Poli
eihandlangerdienſte tun und dann zum allerwenigſten die Kindern u agen, daß die Merkmale davon tagelang zu
ehen ſind.
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Palteinuchrichten.

zeugen geſucht.

Alle Soldaten. die von Januar 1915 bis Mai 1915 bei
der Südarmee in den Karpathen waren, das Leben und
Treiben in Munkacz kennen, und die Kämpfe am

winin und Stry mitgemacht haben, werden um ihre
dreſ und kurze Mitteilung an die

„Schriftleitung der „Volksſtimme“, Frankfurt a. M.,
gebeten.

„21 usqvabtplaig aolloa9
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Volksſtimme
müßſfen unſere Leſer täglich zur Hand haben, auch wenn
ſie zeitweilig ausſpannen und bei Angehörigen oder
in anderen Erholungsorten Kräftigung ſuchen. Der
Augfklärungs-, Bildungs- und Nachrichtendienſt ver-
trägt keine Unterbrechung. Deshalb muß jeder Leſer
der „Volksſtimme“ von der Expedition verlangen, daß

ihm ſeine

politiſche Tageszeitung
nachgeſandt wird und ſo wirbt er für ſie, wo er ſich
auch zeitweilig befindet. Wer alſo das Glück hat, ſei
s5 auch nur für eine kurze Friſt zu verreiſen, gebe
unſerer Expedition ſchnellſtens ſchriftlich oder tele

phoniſch, (Rufnummer 5407)

auch für die Reiſezeit
ſeine nächſte Aufenthaltsadreſſe und zeit an. Die
Nachſendung erfolgt dann ohne weitere Bemühung
zum üblichen Bezugspreiſe, alſo ohne Aufſchlag. Bei
dnpünlktlichem Eintreffen richte man Beſchwerde an

den

Verlag Volksſtimme G. m. b. H.
Halle a. S.

n e „JàJ„J=--J„J„=„ S Ji h eVelmmiſchtes.

Dreimal ausſpucken!
Neulich marſchierte in Guhrau der Jungſturm unter Führung

der Studenten Knobel und Klaus Götz zu einer Wanderung aus.
Beim Anblick eines s fragte Knobel, was das für ein

ſei. Als er die Antwort erhielt: „Der Judenkirchhof“,
efahl er: „Halt! Oreimal ausſpucken!“Solche Sefnnung wird in der deutſchnationalen Jugend plan-

mäßig verbreitet. Das erweiſt eine kleine Broſchüre „Wiſſens-
wertes für die deutſchblütige Jugend“ von Ernſt Streit im Ver-
lag Rohm in Lorch in Württemberg. Jn dieſer Kroſchüre unter-
halten ſich junge Menſchen über die jüdiſche Religien, und es heißt
dort wörtlich folgendermaßen

Der Jude tut damit (indem er die euſſiſche Eigenart der
Germanen planmäßig zu verderben ſucht) ſeinem Gotte Jahwe
den größten Dienſt. Der Verführer der armen Anna Weiſe war
ein Jude. Jndem er dieſes deutſchblütige Mädchen ſchändete,
brachte er ſeinem Gott ein Opfer dar.

Dreimal ausſpucken!

Eiferſuchtsattentat. Jn der Seltersſchen Wirtſchaft in
W a. M. hielt ſich geſtern nachmittag der 26jährige
zigeuner Paul Khag aus Schatzheim, jetzt in Frankfurt, mit

einer Zigeunermutter und deren Mutter auf. Plötzlich verließ
der Mann das Lokal und begab ſich in die nahe Lederhalle,
wo er einen Revolver ſchußbereit machte. Dann kehrte er
nach der Wirtſchaft zurück und gab von der Tür aus einen
Schuß auf die junge Frau ab, der aber an der Wand ab-
prallte. Als die Frau nach dem hinteren Raum flüchtete,
feuerte Khag ihr eine Anzahl nach, die faſt alle
trafen. Die Frau ſtarb nach kurzer Zeit im Heiligenſtadt-
Hoſpital. Eine abirrende Kugel verletzte den im Lokal an-
weſenden 22jährigen Hutmacher Rudolf Braunbach aus
Niederrath lebensgefährlich. Der Täter floh, wurde aber
von Straßenpaſſanten verfolgt, in der Töngesgaſſe ergriffen
und nach kräftiger Lynchjuſtiz der Polizei übergeben. Ver-
mutlich handelt es ſich um eine Eiferſuchtstat.

Zuchthaus für Junggeſellen. Drakoniſche Geſetze gegen
alle Un verheirateten von über 25 Jahren hat das Parla-
ment der türkiſchen Nationaliſten in Angora erlaſſen.
Männer, die ſich mit 25 Jahren noch nicht verheiratet ben,
werden demnänchſt damit beſtraft, daß man ihnen ein Viertel
ihrer Einkünfte wegnimmt. Die dadurch erlangten Summen
werden Landwirtſchaftsbanken zur Berfügung geſtellt, die
mit dem Geld Bauern die Heirat ermöglichen. Kein Be
amter des neuen türkiſchen Staates, der äber 25 Jahre alt
iſt, darf Junggeſelle ſein. Beharrt jemand fortgeſetzt dabei,
nicht zu heiraten, ſo kann er ſchließlich zur Strafarbeit und
Zuchthaus verurteilt werden. eiraten und Familien-
uwachs werden auf alle Weiſe begünſtigt, ſo durch Landſhentungen an Verheiratete, Darlehen zu Heiratszwecken,

ſtaatliche Erziehung der Kinder. Auch werden Männer
unter 50 Jahren ermutigt, wieder zwei und noch mehr
Frauen zu heiraten, während infolge der teuren Zeiten dieLürten mehr und mehr zur Einehe gekommen ſind.

Ein Tänzer ohne Beine. Jn der engliſchen Metropole
erregt gegenwärtig ein Tänzer Aufſehen, der nicht mehr im
Beſitz ſeiner Füße iſt und doch großartige Leiſtungen aufweiſt.
Das ruſſiſche Ballett bringt eine Aufführung von „Cuadro
Flameneo“, einer ſpaniſchen Pantomime, heraus, in der auch
andaluſiſche Tänzer und Tänzerinnen mitwirkten. Unter
ihnen befindet ſich Sonnor Matte, ein e Mann, der ſich
jedoch nur mühſelig auf den Knien ſortbewegen kann, da

Jahren beide Füße amputiert, werden mußten
Sennor Matte war in ſeiner Heimat ein ſehr berühmter
Stierkämpfer. Vor zwei Jahren hatte er auch in Granada
einen Stierkampf zu beſtehen, bei dem er aber von dem
wütenden Tier ſo übel zugerichtet wurde, daß ihm beide Füße
amputiert werden mußten. Die gute Konſtitution Mattes
bewirkte es jedoch, daß er ſich erholte, wenn es auch nun mit
einer Laufbahn als Stierkämpfer vorbei war. Sennor

atte war aber ehemals ein hervorragender Tänzer dern
und ſeine Tanzkunſt hat ihn auf den Gedanken gebracht, einen

Tanz einzuüben, der auf den Knien ausgeführt
wird.

Die Gefahren des Alkohols. Auf die Folgen des Alkohor-
verbrauchs weiſt eine Veröffentlichung des ſchweizeriſchen

r hin, die zeigt daß von allen Männern, die in derchweig im Alter von 46 bis 60 Jahren ſterben, 17 Prozent laut
ärztlichen Zeugniſſes Zeichen von beſtehendem Älkoholismus auf-
weiſen. s iſt für uns beachtenswert, da auch bei uns behörd
licherſeits auf den wieder zunehmenden Alkoholkonſum warnend
hingewieſen wird.

ihm vor zwei
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Axs Illet Well.
Zwei Bürgermeiſter ermordet. Jn Heidelberg wurden ſeit

mehr denn einer Woche zwei Bürgermeiſter aus Herford, die
dort zur Erholung weilten, vermißt. Es wurden durch Polizei
beamte ſogar große Streifen veranſtaltet, um den Verbleib
der Beiden zu ermitteln. Jetzt iſt der mutmaßliche Mörder
feſtgenommen worden. Es iſt ein Eiſenbahnarbeiter Siefert.
Er wird als ein ordentlicher, ſtiller und fleißiger Mann ge-
ſchildert, dem niemand, der ihn kennt, die Tat zugetraut hätte.
Seit 1 Jahren ſchon wohnt er bei der Jnhaberin einer
n namens Krapsmüller. Die Tochter der Wirtin hatte
in weiblicher Neugierde während der Abwesenheit des Siefert
deſſen Rockt aſche durchſtöbert und dprt zufälig einen an den
ermordeten Oberbürgermeiſter Buſſe adyeſſierten Brief g
funden, von deſſen Verſchwinden ſie geleſen hatte. Sie be
nachrichtigte ſofort die Staatsanwaltſſhaft von dem Fund.
Es gelang alsbald, Siefert feſtzunehmen. Jn einer Lumpen-
kiſte fand man ſilberne Mauſſchettenknöpfe und blutige Wäſche
ſtücke, in ſeiner Taſche eine ſilberne Uhrkette, die dem Ober
bürgermeiſter Buſſe gehört. Siefert gab an, er wiſſe nicht,
wie die Kette in ſeine Taſche geraten ſei. Am Tage der
Mordtat kam Siefert gegen 11 Uhr abends in die Wirtſchaft
der Krapsmüller und ſagte, er habe nun eine Erbſchaft ge-
macht und könne ſeine Schulden begleichen. Er bezahlte von
den 1700 Mark gleich 1200 und am anderen Morgen die reſt
lichen 500. Die weiteren Streifen der etwa 350 Polizeibeamten
ſind bisher ergebnislos geblieben.

Große Hitze in Amerika. Wie Havas aus Newyork meldet,
werden aus den großen amerikaniſchen Städten von allen
Seiten Todesfälle infolge der unerträglichen Hitze gemeldet.
Beſonders zahlreich ſeien die Fälle von Hitzſchlag in Newyork
infolge der vielen engen Arbeiterquartiere.

Die Gemälde von Schloß Wörlitz. Alte Gemälde, die
einen Kunſtwert von etwa 5 Millionen Mark haben, wurden
in der Nacht vom 15. zum 16. v. M. aus dem Schloſſe Wörlitz
bei Deſſau geſtohlen. Es handelt ſich um Bilder aus dem
14. Jahrhundert, unter denen einige äußerſt werkvoll ſind.
Weil damit gerechnet wurde, daß die Bilder in Berlin zum
Verkauf gelangen würden, beſchäftigte ſich auch die dortige
Kriminalpolizei mit der Aufklärung des Diebſtahls. Beamten
iſt es nun auch gelungen, die Bilder wieder h
und den Verkäufer zu verhaften. Es iſt dies ein aus
ſtammender Kaufmann Müller, der dort eine Antiquitäten-
handlung betreibt. Jn Berlin lernte er einen Kaufmann
Holzweg kennen und beide verſuchten nun, in einem Kaffee
Käufer zu finden. Sie gerieten an Kriminalbeamte, die ſich als
Käufer ausgaben und auch den Antiquitätenhändler, der in
einem Hotel unter dem Namen Schulz wohnte, dort aufſuchten;
er wollte für die wertvollen Bilder 200 000 Mark haben. Als
er dann die Bilder hervorholte, wurden dieſe beſchlagnahmt
und Müller feſtgenommen. Der Verhaftete und die beſchlag-
nahmten Bilder wurden nach Deſſau gebracht und die Ge-
mälde als die in Wörlitz geſtohlenen einwandfrei wiedſer-
erkannt.

Bombenexploſion. Nach einer Blättermeldung aus Madrid
explodierte dort in der Nacht zum Sonnabend vor dem Grand
Hotel eine Bombe. Der britiſche Botſchafter, der mit anderen
Gäſten im Hotelgarten ſpeiſte, wurde leicht am Arm verletzt.

nnnnereerrreeererererrra eWetterbericht
12. Juli (Dienstag): Meiſt heiter, heiß, trocken bis auf lokale

Gewitter. 13. Juli (Mittwoch): Meiſt heiter, heiß, trocken bis
auf lokale Gewitter.
aeaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaaeeeeeeee
Verantwortlich für den redaktionellen Teil Willi Lanzke,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig. beide in Halle.
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Amtliche Vekanntmachungen für den Mansfelder Seekreis

Erwerbsloſenfürſorge.
Die Höchſtſätze (Winterſätze) der e n haben

nach miniſteriellem Erlaß Geltung bis zum 31. Juli 1921.
Eisleben, den 4. Juli 1921.

Der Landrat des Mansfelder Seekreiſes.
v. Mettenheim.

Schulzenwahl Wimmelburg.
Die Wahl des Fahrſteigers Bruno Bürger aus Wimmel-

un um Schulzen der Gemeinde Wimmelburg iſt von mir be-
ätigt.

Eisleben, den 4. Juli 1921.
Der Landrat des Mansfelder Seekreiſes.

v. Mettenheim.
Unterſtützungen aus Mitteln im Wege der Kriegswohſfahrtopflege.

Fmwäß Verfügung des Herrn Miniſters des Jnnern vom 25. 4. 21riwo 1120, Fin Min. I 11 155 Abſatz II.
Unterſtützungen von Eltern, unehelichen Kindern und ſchuld

los geſchiedenen Ehefrauen Gefallener und Vermißter, ſowie von
Kriegerwitwen aus Mitteln der Kriegswohlfahrtspflege ſollenhen II A a und b des Rundſchreibens des Herrn v v
des Jnnern vom 10. März 1920 I M 2247 nur als Vor
ſchüſſe auf a ſpätere Rentenbezüge gewährt werden. Die
Gemeinden und Gemeindeverbände werden dieſe re e, ſoweit
dies noch nicht geſchehen iſt, baldmöglichſt bei den Verſorgungs-
r (Hauptverſorgungsämtern) zur Rückzahlung nach Ab-
ſchluß des Rentenverfahrens anmelden müſſen.

gez. Unterſchrift.

Obige Verfügung den Magiſtraten und Herren Gemeindevor-
77 zur Kenntnisnahme und Beachtung. Vergleiche meine
erf gung vom 30. 3. 20. II 159 K. A. 45

Eisleben, den 2. Juli 1921. tKreiswohfahrtsamt des Mansfelder Seekreiſes.
v. Mettenheim.
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